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Nachhaltiger 
Kapitalismus?

 Die Entwicklung des Elektroautos beweist 

einmal mehr, dass ein umweltverträglicher 

und sozialer Kapitalismus unrealistisch ist. Wir 

brauchen andere Mobilitätskonzepte. 

Rassistische Sozialpolitik:

Mit rassistischen Praktiken wie der Asyl‐

sozialhilfe versucht die Politik, den 

Widerstand zu spalten.
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Die vorliegende Ausgabe der antikap widmet sich 
schwerpunktmässig feministischen Themen. Gründe dafür 
gibt es genug: die nach wie vor weltweit existierenden Lohn-
unterschiede zwischen den Geschlechtern, die dank neueren 
Debatten wieder ans Licht gerückte sexuelle Gewalt gegen 
Frauen*, die beachtenswerten Mobilisierungen feminis-
tischer Kollektive in zahlreichen Ländern. Auch die Spar-
politik, die von der Schweiz nicht weniger als in den 
benachbarten Ländern vorangetrieben wird, verdient eine 
Analyse aus feministischer Perspektive. Denn aufgrund der 
Sparmassnahmen im Sozial-, Bildungs-, Gesundheits- und 
Rentenwesen sind Frauen* auch hier die doppelten Verliere-
rinnen. 

Abbau der öffentlichen Sozialen Dienste
Im Zuge der Sparpolitik investiert der Staat 

zunehmend weniger in bestimmte soziale 
Dienstleistungen wie die Ausbildung, Gesund-
heits- und Pflegeversorgung oder Schulen. Vor-
mals staatlich finanzierte Betreuungsarbeiten 
von kranken und älteren Menschen sowie Kin-
dern werden durch den Sozialabbau im öffentli-
chen Bereich wieder in die privaten Haushalte 
verlagert. In den patriarchalen Kleinfamilien 
sind vor allem Frauen* für die Reproduktions-
arbeiten zuständig. Somit steigt mit den Spar-
paketen im sozialen Bereich für die Mehrheit 
der Frauen* die zu verrichtende Reproduktions-
arbeit im privaten Umfeld. Ausserdem ver-
schlechtern sich selbstverständlich durch die 
Spardoktrin die Arbeitsbedingungen im öffentli-
chen Sektor. Da im Sozalwesen vor allem Frau-
en beruflich tätig sind, sind letztere von den 
Sparmassnahmen in ebendiesen Bereichen dop-
pelt betroffen: Zum einen aufgrund der Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen, zum 
anderen aufgrund der Verschiebung eines Teils 
der Reproduktionsarbeit (Kindererziehung, 
Pflege betagter Menschen) vom öffentlichen in 
den privaten Bereich.

In Griechenland oder Spanien etwa, wo die 
Sparmassnahmen im Kontext der neoliberalen 
Finanzmarktkrise vor allem im sozialen Be-
reich besonders hart ausgefallen sind, werden 
die meisten Frauen* wieder zurück Richtung 
Heim und Herd gedrängt, um kranke und alten 
Menschen zu versorgen. Da somit die häusliche 
Belastung wieder zunimmt, sind die Frauen* 
quasi das Auffangbecken für die verheerenden 
Folgen der neoliberalen Politik. Mit anderen 

Worten: Frauen* wie auch Migrant*innen dienen im kapita-
listischen Wirtschaftssystem als stille Reservearmee: So-
bald die Konjunktur schwach ist, sind sie die ersten, die 
entlassen werden. 

Globale Kette der Fürsorgetätigkeit 
Die Reproduktionsarbeit lastet auf den Schultern der 

Frauen*, wobei sich manche dieser Bürde entlasten, indem 
sie andere Frauen* anstellen – meist Migrant*innen. Dar-
aus entsteht eine globale Kette der Fürsorgetätigkeit:

„Der Kapitalismus unterwirft die soziale Reprodukti-
onssphäre und somit letztendlich alle Frauen*, die der Ar-
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beiterklasse angehören – egal ob als Arbeitslose, prekär 
oder tariflich Beschäftigte – den Erfordernissen und Kon-
sequenzen der kapitalistischen Akkumulation.“1

Die Auslagerung und Kommerzialisierung der sozia-
len Reproduktionsarbeit schafft neue Spaltungslinien zwi-
schen den Frauen*, die sich Dienstleisterinnen kaufen 
können, und denjenigen – hauptsächlich Migrantinnen – 
die als solche fungieren müssen. In der Schweiz arbeiten 
mehr als die Hälfte der Migrantinnen in Berufen, die eng 
an die soziale Reproduktion gekoppelt sind (Reinigungs-
personal, Dienstmädchen, Kellnerinnen etc.). Wie das obi-
ge Zitat besagt, erleben wir eine regelrechte 
internationale Umstrukturierung der sozialen Reproduk-
tionssphäre und der Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern: Im Westen wird die Reproduktion der 
Arbeitskraft zunehmend durch die Ausbeutung der Ar-
beitskraft von Migrantinnen gewährleistet. Diese Femini-
sierung der Migration ist ein teilweise neues 
geschichtliches Phänomen, welches uns auch künftig be-
schäftigen wird. 

Die Frauen*bewegung muss umdenken und sich um-
orientieren. Wir brauchen einen Feminismus der 99%, der
 es vermag, die unterschiedlichen Formen der Unterdrüc-
kung und Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes, 
der Klassenzugehörigkeit und der Ethnie zusammenzu-
denken und zur politischen Praxis zu bringen. Glückli-
cherweise existieren schon heute zahlreiche politische 
Projekte, an denen wir uns orientieren können: “Ni Una 

Menos” in Argentinien beispielsweise ist eine feminis-
tische Bewegung unter deren Motto – Nicht eine weniger 
– seit 2015 Zehntausende gegen jegliche Form von Gewalt 
an Frauen* demonstrieren. Ni Una Menos inspirierte seit-
her Frauen* in verschiedenen Teilen der Welt. Ihre Forde-
rungen wurden in Massenbewegungen wie “Non Una di 
Meno” in Italien weitergetragen, wirkten auf den Black 
Protest in Polen, der sich unter anderem gegen ein totales 
Abtreibungsverbot wehrt, und beeinflussten den Women’s 
March in den USA, der den Start zu vielfältigen Protesten 
gegen die Trump-Regierung markierte. Diese Massenbe-
wegungen zeigen aktuell die Vorreiter*innenrolle von 
Frauen* und feministischen Forderungen in sozialen 
Kämpfen.

Die Bewegung für den Sozialismus versucht seit län-
gerer Zeit, sich intensiv mit feministischer Theorie und 
Praxis auseinanderzusetzen. Beispiel dafür war das dies-
jährige Andere Davos, welches unter dem Motto “feminis-
tisch, solidarisch, kämpferisch!” Ende Januar als 
Gegenveranstaltung zum Weltwirtschaftsforum in Davos 
stattfand und Vertreterinnen feministischer Kollektive 
aus verschiedenen Kontinenten zusammenbrachte. Einige 
Beiträge lassen sich unter https://sozialismus.ch/das-war-
das-andere-davos-2018/ ansehen.
__________

1 Cinzia Arruzza, Lidia Cirillo (2017). Storia delle storie del femminismo 
p. 126. Ed. Alegre, Quaderni Viola, nuova serie n.6.
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Im Rahmen der im letzten Herbst von den stimmberechtigten Menschen abgelehnten AHV‐Initia‐
tive wurde unter anderem auch versucht, das Rentenalter der Frauen* auf jenes der Männer* (65) 
zu erhöhen. Neben den üblichen neoliberalen Argumenten (demographischer Wandel, Kosten‐
druck) wurde auch mit der Gleichberechtigung der Frauen* argumentiert. „Frauen* möchten doch
 gleich behandelt werden“ war der gängige Slogan vieler Menschen jeglichen Geschlechts. Viele 
fragten sich auch, warum wir uns überhaupt gegen die Erhöhung des Rentenalters der Frauen* 
einsetzten. Die Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern sei doch längst erreicht – 
warum also noch kämpfen?  BFS Basel

 Feminismus 

Emanzipation? Einiges ist 
erreicht, vieles noch nicht!

Doch ist dies tatsächlich der Fall? Und selbst wenn Frauen* recht-
lich komplett gleichberechtigt wären, wird diese Gleichberechti-
gung auch umgesetzt? Und selbst wenn diese Gleichberechtigung 
auf dem Papier tatsächlich auch in der Realität der Menschen 
umgesetzt werden würde, verschwänden dann jegliche Formen 
von geschlechterspezifischer Diskriminierung, Unterdrückung 
und Ausbeutung der Frauen*? Was bedeutet es eigentlich, als 
Frauen* in einer patriarchalen und kapitalistischen Gesellschaft 
unterdrückt und diskriminiert zu werden? Und können wir die-
sen Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnissen mit der For-
derung nach Gleichberechtigung der Geschlechter begegnen?

Geschlechterspezifische Arbeitsteilung 
Mit Beginn des industrialisierten Kapitalismus entstand parallel 
zur Lohnarbeit die räumliche und zeitliche Trennung zwischen 
der (sozialen) Reproduktion und der Lohnarbeit.1 Die französi-
sche Feministin und Soziologin Danièle Kergoat2 hat in ihren 
zahlreichen Arbeiten aufgezeigt, dass die geschlechtliche Arbeits-

teilung aus dem Spannungsverhältnis zwischen den Geschlech-
tern über die Verteilung der Arbeit resultiert. Das bedeutet, 

dass den Geschlechtern bestimmte Aufgaben in der patriar-
chalen Gesellschaft zugeschrieben werden. Das sogenannte 
Teilungsprinzip ordnet Frauen* primär der Reprodukti-
onssphäre zu und Männer*3 primär der Produktionssphä-
re. Mit Reproduktionssphäre sind alle Arbeiten gemeint, 
die für die biologische und soziale Wiederherstellung der 
Menschen notwendig sind. Das sind zum Beispiel alle Ar-
beiten im Haushalt, die Betreuung von Kindern, älteren 
und kranken Menschen, aber auch die Erziehung und Aus-
bildung von Menschen. Mit der Produktionsarbeit sind jeg-

liche Arbeiten gemeint, für die Lohn ausgezahlt wird, die 
sogenannte Lohnarbeit. 

Doch warum werden eigentlich vor allem Frauen* 
der Reproduktionssphäre zugeordnet?
Ausgehend von der Tatsache, dass Frauen* Kinder gebären, wird 
behauptet, Frauen* könnten sich von Natur aus besser um Kin-
der und den Haushalt kümmern. Aufgrund dieser „natürlichen 
Veranlagung“ bräuchten sie für diese Tätigkeiten auch keine Aus-
bildung. Somit werden reproduktive Arbeiten als solche identifi-
ziert, die keine Qualifikation benötigten. Für derart 
„unqualifizierte“ Arbeiten wird denn auch kein oder nur wenig 
Lohn gezahlt. Gleichzeitig benötigen Männer* für die Ausfüh-
rung der Lohnarbeit eine Ausbildung, eine Qualifikation also. Aus 
dieser Logik heraus wird die Produktionsarbeit als qualitativ 
hochwertiger dargestellt als die Reproduktionsarbeit. Diese Zu-
schreibung von Aufgaben ist nicht neutral, sondern bewertend 
und hierarchisierend. Mit dem sogenannten Hierarchisierungs-

Der Arbeitstag der Frauen* endet nicht am Fabriktor.
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prinzip wird Frauen*arbeit gesellschaftlich als weniger wert-
voll definiert als Männer*arbeit. Beide Prinzipien – das Tei-
lungs- und Hierarchisierungsprinzip – führen zur 
geschlechterspezifischen Arbeitsteilung in der Gesellschaft. 

Patriarchale Herrschaftsverhältnisse sind sozia­
le Geschlechterverhältnisse
Zusammen mit der Kontrolle der weiblichen Fortpflanzung 
(und damit des Körpers und der Sexualität der Frauen*) bil-
det die geschlechterspezifische Arbeitsteilung die sozialen 
Geschlechterverhältnisse. Die sozialen Geschlechterverhält-
nisse sind ein soziales Verhältnis. Soziale Verhältnisse sind 
Verhältnisse zwischen sozialen Gruppen, die die Gesellschaft 
strukturieren. Es gibt viele verschiedene Formen von sozia-
len Verhältnissen: z.B. die sozialen Klassenverhältnisse, die 
sozialen Geschlechterverhältnisse oder soziale Verhältnisse 
zwischen ethnischen Gruppen.
Die sozialen Geschlechterverhältnisse durchziehen die ge-
samte Gesellschaft und bilden den Grundpfeiler der patriar-
chalen Herrschaftsverhältnisse. Besonders in der 
patriarchalen Kleinfamilie werden diese sozialen Geschlech-
terverhältnisse reproduziert. Frauen* bleiben zu Hause, sor-
gen für die Kinder und den Haushalt. Der Mann geht einer 
Lohnarbeit nach und bringt das Geld für die Ernährung der 
Familie heim. Die Frauen* stehen in einem ökonomischen 
Abhängigkeitsverhältnis zum Mann* – sie haben unterwür-
fig und demütig dem Hausherrn folgend zu sein. Dies sind 
Geschlechterbilder, die unsere Gesellschaft prägen und an 
denen die patriarchalen Herrschaftsverhältnisse sichtbar 
werden.
Es sind deswegen Herrschaftsverhältnisse, weil wir sie nicht 
einfach so überwinden können. Werden diese Geschlechter-
rollen nicht erfüllt, ecken wir in der Gesellschaft an. Wir be-
kommen latente oder offen physische oder psychische 
Gewalt zu spüren. Es wird uns gezeigt, dass wir uns anders 
verhalten sollten oder damit rechnen müssen, als „Andersar-
tige“ vom Rest der Gesellschaft isoliert zu werden. 

Feministische Kämpfe der 1970er Jahre – eine 
Revolte gegen die Geschlechterrollen
Aufgrund der spezifischen Rolle der Frauen* in der traditio-
nellen, patriarchalen Kleinfamilie wurde ihnen vor allem der 
Platz am Herd und die Rolle der Mutter als Haupttätigkeit zu-
geschrieben. Unter anderem dagegen wurde von vielen 
Frauen* in den 1960er und 1970er Jahren revoltiert. Sie for-
derten ein Recht auf Lohnarbeit und eine Kollektivierung der 

Reproduktionsarbeit. Der bekannte Slogan aus einigen fe-
ministischen Kämpfen dieser Zeit – „Das Private ist politisch“ 
– drückt diese Forderungen aus. Die Reproduktionsarbeit 
sollte nicht mehr von den Frauen* allein im Privaten geleistet 
werden, sondern es wurden politische Massnahmen gefor-
dert, die eine Verteilung der Reproduktionsarbeit auf alle Tei-
le der Gesellschaft anstrebten. 
Es kam zu einem massiven Ausbau von Krippenplätzen und 
der Ganztagsbetreuung von Schulkindern. Der massive Aus-
bau der Betreuungsangebote für Kinder bedeutete, dass viele 
Frauen* nicht mehr zu Hause bleiben mussten, sondern ei-
ner Lohnarbeit nachgehen konnten. Ökonomische Unab-
hängigkeit und berufliche Entwicklungsmöglichkeiten 
führten zu einem Bestärken des Selbstbewusstseins vieler 
Frauen*. Diese Entwicklungen sind sehr wertvoll und bestär-
ken uns Frauen* in unserem Kampf nach Selbstbestimmung 
und gegen Diskriminierung und Unterdrückung. 

Strukturelle Diskriminierung der Frauen* am Ar­
beitsmarkt als Teil der kapitalistischen Verwer­
tungslogik
Anders als manche Personen jedoch behaupten, bedeutet der 
Zugang zum Arbeitsmarkt für Frauen* nicht, dass die patriar-
chalen Herrschaftsverhältnisse, wie die geschlechterspezifi-
sche Arbeitsteilung, aufgehoben wurden. 
Es sind noch immer vor allem Frauen*, die für die Reproduk-
tionsarbeit zuständig sind. Die Erwerbsquote der Frauen* 
stieg zwar auf 60% an (2010), jedoch werden die Reprodukti-
onsarbeiten in den privaten Haushalten nach wie vor zum 
Grossteil von Frauen* geleistet. Das bedeutet, dass viele Frau-
en* einen doppelten Arbeitsalltag haben: Sie gehen einer 
Lohnarbeit nach und kümmern sich zusätzlich um die priva-
ten Reproduktionsarbeiten.  
Gleichzeitig wird die Arbeit der Frauen* nach wie vor als we-
niger Wert angesehen. Dies zeigt sich unter anderem am 
massiven Lohnunterschied auch noch im 21. Jahrhundert 
von 20% zwischen Männern* und Frauen* bei gleicher Tätig-
keit. Ein weiteres Anzeichen für die andauernde strukturelle 
Diskriminierung der Frauen* auf dem Arbeitsmarkt sind die 
horizontale und vertikale Segmentierung. An den hiesigen 
Hochschulen gelten soziale Dienstleistungsberufe und Sozial- 
und Humanwissenschaften als typisch weibliche Studiendo-
mänen, während den Männern* Ingenieurwissenschaften, 
Informatik, Chemie, Biologie und Naturwissenschaften gene-
rell zugeschrieben werden. Die Tatsache, dass Frauen* vor al-
lem Berufe im Sozialwesen annehmen und Männer* häufig 
technischen Domänen zugeschrieben werden, zeigt die hori-
zontale Segmentierung am Arbeitsmarkt. Vertikale Segmen-
tierung wiederum bedeutet, dass der Frauen*anteil mit 
steigender Arbeitsposition sinkt. 

Frauen* haben ein viel höheres Armutsrisiko als 
Männer*
Es sind auch vor allem Frauen*, die in prekären Arbeitsver-
hältnissen beschäftigt sind, d.h. Teilzeit arbeiten, im Niedrig-
lohnbereich beschäftigt sind und/oder einer befristeten 
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„Die Gleichstellung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen zwischen den Geschlech-
tern ändert nichts an der Tatsache, dass 
Menschen dennoch einer kapitalistischen 
Profitlogik unterworfen sind, die weder 
menschlich noch ökologisch akzeptabel ist.“
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Anstellung nachgehen. Wäh-
rend 60% und somit die 
Mehrheit der Frauen* eine 
(mitunter unfreiwillige) Teil-
zeitstelle haben, sind dies nur 
10% bei den Männern*. Auf 
alle Vollzeitstellen bezogen 
sind zwei Drittel der niedrig 
verdienenden Menschen (we-
niger als 4000 CHF pro Mo-
nat) Frauen*, unter den 
Besserverdienenden (über 
8000 CHF) sind jedoch drei 
Viertel Männer* (Zahlen von 
2010). 
Dies hat zur Folge, dass über-
proportional viele Frauen* in 
Armut leben. Besonders hoch 
ist die Armut bei alleinerzie-
henden Müttern: 80% von ih-
nen sind arm. Diese nach Geschlecht vorgenommene 
horizontale und vertikale Diskriminierung auf dem Arbeits-
markt bedeutet nicht nur ein unsicheres Arbeitsverhältnis, son-
dern auch, dass Frauen* weniger Geld für ihre Gesundheit, 
Lebens- und Wohnsituation zur Verfügung haben. Diese Un-
gleichheit nimmt im Lauf des Lebens noch zu, was sich beson-
ders bei der Rente zeigt. Während die staatlichen Renten (AHV) 
zwischen den Geschlechtern gleich hoch sind, da die Erzie-
hungszeiten berücksichtigt werden, beziehen Männer* durch-
schnittlich dreimal so hohe Zusatzrenten wie Frauen*. Die 

Möglichkeit in Zusatzrenten einzahlen zu können, hängt ein-
deutig vom Gehalt ab. Somit werden Frauen aufgrund der ge-
schlechterspezifischen Lohnunterschiede, der prekären 
Beschäftigungsverhältnisse sowie der horizontalen und verti-
kalen Segmentierung auf dem Arbeitsmarkt und infolge dessen 
in lohnzentrierten Sozialversicherungssystemen strukturell 
diskriminiert! 

Einiges ist erreicht, vieles noch nicht! 
Trotz vieler Verbesserungen wie dem Zugang zum Arbeits-
markt und einer teilweise umgesetzten Kollektivierung der Re-
produktionsarbeit (Kinderkrippen, Tagesstrukturen usw.) 
bestehen grundlegende patriarchale Herrschaftsverhältnisse 
weiter. Die soziale Reproduktionsarbeit wird gesellschaftlich 
nach wie vor im Gegensatz zur Produktionsarbeit als minder-
wertig angesehen. Neben dem Hierarchisierungsprinzip wird 
auch das Teilungsprinzip nicht hinterfragt. Es sind vor allem 
nach wie vor Frauen*, die für die Reproduktionsarbeit zustän-
dig sind und es wohl auch noch eine Zeit lang bleiben werden. 
Erst jüngst hat der Bundesrat einen vierwöchigen Vater-
schafts“urlaub“4 mit der Begründung abgelehnt, dieser sei für 
die Wirtschaft nicht tragbar. Dies spiegelt exakt die patriarcha-
len Herrschaftsverhältnisse wider: Frauen* hätten sich um die 
Kinder zu kümmern, da Männer*arbeit wirtschaftlich wertvol-
ler sei! Ein Schlag ins Gesicht für jede Person, die sich als Frau* 
fühlt und für alle, welche die Kinderbetreuung gleichberechtigt 
organisieren wollen.
In dieser kapitalistischen Verwertungslogik sind denn auch der 
Ausbau der Betreuungs- und Versorgungsangebote für Kinder 
und ältere Menschen nicht als wohlwollende, gar emanzipato-
rische Entwicklung der Sozialstaatspolitik zu verstehen, son-
dern als weiteres Mittel, günstige Arbeitskräfte für den freien 
Markt zu generieren und gleichzeitig die aufkeimenden Revol-
ten der Frauen* zu instrumentalisieren und in die Verwer-
tungslogik des Kapitalismus zu integrieren.
Wenn die Vergesellschaftung der Reproduktionsarbeit nicht 

Weiterlesen auf sozialismus.ch

MeToo­Debatte: Sexualisierte Übergrif­
fe sind keine Erfindung rachsüchtiger 
Frauen
Die #Metoo‐Kampagne ist keine Erfindung rachsüchtiger Frauen. 
In einem Interview erklärt die Anwältin Christina Clemm, weshalb 
es bei dieser Kampagne um sexuelle Selbstbestimmung geht.

sozialismus.ch → SUCHE: “MeToo”

Intersektionalität aus marxistischer 
Perspektive
In den 1970er Jahren begannen afroamerikanische Feministin‐
nen, auf die spezifische Unterdrückung von schwarzen Frauen 
hinzuweisen. Die daraus entstandene Theorie der Intersektionali‐
tät ist auch für eine emanzipatorische sozialistische Perspektive 
von grosser Bedeutung.

sozialismus.ch → SUCHE: “Intersektionalität”
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von anderen Kämpfen begleitet wird, die darauf abzielen, die 
sozialen und wirtschaftlichen Rollen der Geschlechter aufzu-
brechen, dann kann die Teilnahme von Frauen* am Arbeits-
markt nicht nur sehr begrenzte, sondern auch 
kontraproduktive Effekte zur Folge haben, namentlich die 
Prekarisierung und doppelte Ausbeutung der Frauen*.

Prekarisierung im Namen der Gleichheit
Trotz dieser massiven reellen Unterschiede wird dreisterweise 
von vielen Parteien wie der SVP, FDP, CVP und Gewerkschaf-
ten wie der UNIA und anderen politischen Akteuren be-
hauptet, Frauen* würden in unserer Gesellschaft nicht mehr 
diskriminiert werden und würden völlige Gleichberechtigung 
geniessen. Das stimmt nicht! Im Kontext der vergangenen 
AHV-Initiative wurde im Namen der Gleichheit von eben die-
sen Akteuren gefordert, das Rentenalter der Frauen* müsse 
mit jenem der Männer* gleichgesetzt werden. Eine Frechheit! 
Denn nicht nur verschleiert diese Argumentation, dass Frau-
en* nach wie vor strukturell diskriminiert werden, sondern 
zudem wird die feministische Forderung nach Gleichberechti-
gung zur Verstärkung der Ungleichheiten missbraucht! Gleich-
heit fordern für ungleiche Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
erhöht die Ungleichheit. Bereits Marx hat gesagt, dass ein 
Recht, das Ungleiche gleichbehandelt, Unrecht ist. Die miss-
bräuchliche Nutzung feministischer Anliegen ist jedoch nichts 
Neues. Es gibt diverse Beispiele, bei denen das Argument der 
Gleichheit genutzt wird, um Arbeitsbedingungen allgemein 
anzugreifen. 

Gleichstellung ist nicht genug!
Es ist wichtig, dass alle Menschen dieselben Rechte haben und 
gleich behandelt werden und zwar nicht nur auf dem Papier, 
sondern auch in der Realität. Jedoch wollen wir nicht in einer 
Welt leben, in der dieselben ausbeuterischen und unter-
drückenden sozialen Bedingungen für alle gleichermassen 
gelten. Wir möchten im Gegenteil in einer Welt frei von Unter-
drückung und Ausbeutung leben. 
Es geht deshalb nicht darum, „genau die Hälfte in einer 
schlecht und ungerecht eingerichteten Gesellschaft zu erstrei-
ten und dies dann als gerecht zu behaupten“, wie die Feminis-
tin Frigga Haug es ausdrückte. Deswegen geht für uns als 
Mitglieder der BFS, die wir Feminismus aus einer antikapita-
listischen und intersektionalen Sicht verstehen, die Gleichheit 
zwischen den Geschlechtern nicht weit genug. Die Gleichstel-
lung der Arbeits- und Lebensbedingungen zwischen den Ge-
schlechtern ändert nichts an der Tatsache, dass Menschen 

dennoch einer kapitalistischen Profitlogik unterworfen sind, 
die weder menschlich noch ökologisch akzeptabel ist. 
Das Kapital profitiert von den patriarchalen Herrschaftsver-
hältnissen, da durch diese unbezahlte Reproduktionsarbeiten 
geleistet werden. Die doppelte Ausbeutung der Frauen* ist 
notwendig für das Fortbestehen des Kapitalismus. Deswegen 
wird das Kapital auch immer wieder dazu tendieren, an dis-
kriminierenden Geschlechterverhältnissen festzuhalten. Da 
die bezahlte und unbezahlte Arbeit von Frauen* für das Funk-
tionieren des Kapitalismus entscheidend ist, können sie auch 
eine zentrale Rolle beim Kampf gegen dieses System spielen. 
Wir denken, dass revolutionäre Politik und feministische 
Politik zusammengehören, denn für uns bedeutet Emanzipati-
on die Befreiung aller Menschen von jedweden Formen von 
Diskriminierung und Unterdrückung!
_____________

1 Vgl. Feministische Ökonomien von Bettina Haidinger und Käthe Knitt‐
ler (2013) 

2 Vgl. Arbeiter = Arbeiterinnen? Vorschläge für eine theoretische Ver‐
knüpfung zweier Variablen: Geschlecht und soziale Klasse von Danièle 
Kergoat (2015)

3 Mit der Verwendung des Sternsymbols (*) möchten wir uns von dem 
zweigeschlechtlichen Verständnis der Gesellschaft distanzieren. Es gibt 
sehr viel mehr als nur zwei Geschlechter. Die patriarchalen Machtstruk‐
turen wirken jedoch entlang der beiden Geschlechter weiblich und 
männlich und LGBTQI‐Menschen werden in diese hineingedrückt, in‐
dem sie als eines der beiden Geschlechter definiert werden. 

4 Als ob es Urlaub wäre, sich um einen Säugling oder ein Kleinkind zu 
kümmern. Auch in diesem Wort findet sich die Entwertung der Repro‐
duktionsarbeit wieder.

Feminismus geht alle Menschen etwas an, da die Diskri‐
minierung und Unterdrückung der Frauen* in allen Bereichen 
der Gesellschaft stattfindet, genauso wie die kapitalistische 
Ausbeutung alle Gesellschaftsbereiche durchzieht! Deswe‐
gen betrachten und behandeln wir Feminismus nicht geson‐
dert, sondern versuchen in allen unseren Handlungsfeldern 
eine feministische Perspektive zu integrieren. Wir erachten es 
als selbstverständlich, dass sich Frauen*gruppen innerhalb 
der BFS autonom organisieren. Aktivistisch ist die BFS 
schweizweit in mehreren Bündnissen zur Vorbereitung des 
Frauen*kampftages am 8. März aktiv, organisiert Work‐
shops, gemeinsame Soliaktionen mit Gruppen aus dem 
Care‐Bereich wie zum Beispiel die Pfleger*innen‐Gruppe 
„Stammkritisch Santé“  oder das Kollektiv von Kleinkindbe‐
treuer*innen „Trotzphase“. Zudem war die diesjährige Ge‐
genveranstaltung der BFS gegen das World Economic 
Forum (WEF) ganz dem Thema Feminismus gewidmet. 
Zahlreiche Videoaufnahmen der Vorträge und Diskussionen 
sind auf unserer Homepage sozialismus.ch zu finden. 

Aktiv werden!

„Die doppelte Ausbeutung der Frauen* 
ist notwendig für das Fortbestehen des Ka-
pitalismus. Deswegen wird das Kapital 
auch immer wieder dazu tendieren, an dis-
kriminierenden Geschlechterverhältnissen 
festzuhalten.“



Die Women’s Marches am 20. Januar 2018 wa-
ren ein dringend benötigter Schub. Anlässlich 
des Jahrestags der Inauguration des US-ameri-
kanischen Präsidenten gingen weit über eine 
Million Menschen in den USA auf die Strassen. 

Die Proteste positionieren und politi­
sieren 
Seit dem ersten Frauenmarsch ist viel passiert. 
Zum einen gab es die Angriffe auf die Frauen-
rechte, die von der Trump-Administration aus-
gingen. Zum anderen fanden aber auch 
wichtige Widerstände statt. Nicht zuletzt gab es 
die #MeToo- Kampagne, die sich in der grossen 
Zahl an Menschen widerspiegelt, die in diesem 
Jahr erneut auf die Strasse gingen. Nach dem 
Protest sah ich im Internet Freund*innen und 
Familienmitglieder, die stolz über die Proteste 
sprachen, an denen sie im ganzen Land teilnah-
men, egal ob gross oder klein.
Sie haben Bilder von Schildern gepostet, die die Aufmerksam-
keit auf die Sorgen lenken, mit denen Frauen tagtäglich kon-
frontiert sind, wie sexuelle Übergriffe und reproduktive 
Rechte. Es gab aber auch viele andere Aspekte der Opposition 
gegen die Trump-Administration, die bei den Märschen ver-
treten waren – es ging ebenso um Immigrant*innenrechte, 
LGBT-Rechte, Black Lives Matter oder die Opposition gegen Is-
lamophobie.
In einigen Fällen jedoch haben die Organisator*innen der Wo-
men’s Marches wichtige Themen ausschlossen. Dann jedoch 
gab es zahlreiche Zeichen und Slogans eines intersektionalen 
Feminismus, welche die Organisator*innen offen oder indi-
rekt kritisierte. So auch in Los Angeles, wo eine palästinensi-
sche Gruppe das Ereignis boykottierte, weil die Schauspielerin 
Scarlett Johansson, eine öffentliche Gegnerin der Palästina-So-
lidarität, eine Hauptrednerin war.

Im Internet sah ich unzählige Posts von Menschen, die protes-
tierten, mit ihren Mitarbeiter*innen marschierten, Gruppen 
von Schüler*innen aus Gymnasien und Colleges, Freund*in-
nen und Nachbar*innen mit ihren Gemeinden – alle stolz dar-
auf, gemeinsam draussen zu sein und Solidarität gegen Trump 
zu zeigen.

Kritische Stimmen aus der linken Szene
Leider hat jedoch eine Minderheit der amerikanischen radika-
len Linken vor allem Zynismus und ultra-linke Positionen in 
den sozialen Medien zum Ausdruck gebracht. Für sie war die 
massive Grösse der Demonstrationen belanglos. Ein Grossteil 
der Kritik zielte einzig auf das Motto „March to the 
Polls“ [Marsch zu den Wahlurnen], das von einigen führenden 
Aktivist*innen der Women’s Marches vertreten wurde und 
mit dem für die Abgabe einer Stimme für die Demokrat*innen 

Zur Verteidigung der Women`s Marches | sozialismus.ch

Wie wir die seit einem Jahr hauptsächlich in den USA stattfindenden Women’s Marches bewerten, 
sagt viel darüber aus, wen die Linke als ihr Publikum sieht und wie sie mit diesem interagiert, um die 
sozialen Kämpfe voranzubringen. Ausgehend von einer Debatte in der US‐amerikanischen Linken 
führt Elizabeth Schulte im folgenden Artikel aus, wieso eine Unterstützung der oftmals als „weiss“ 
und „liberal“ bezeichneten Women’s Marches durch die radikale Linke dringend notwendig ist. Die‐
se Auseinandersetzung kennen wir auch in der Schweiz. Umso interessanter ist der folgende Text 
und soll dazu anregen, die üblichen, eingefahrenen Vorgänge in der Schweizer Linken immer wieder 
in Frage zu stellen. (Red.) von Elizabeth Schulte, aus socialistworker.org. Übersetzung BFS.

Zur Verteidigung der 
Women’s Marches

 Feminismus 
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bei den Wahlen im November geworben werden sollte. 
Für andere war das grosse Problem der Frauenmärsche, wie li-
beral sie waren. Zu viele "weisse Frauen aus der Mittelschicht" 
tauchten auf, so die Kommentare in den sozialen Medien. Es 
lohnt sich, diese Kritiken aufzugreifen – selbst die geringschät-
zigsten von ihnen –, da sie einen Einfluss darauf haben, wie die 
Linken ihr Publikum sehen und wie wir uns organisieren.

Wahlen sind nicht die einzige Botschaft der Frau­
enmärsche
Die Hauptorganisator*innen der Märsche propagierten in die-
sem Jahr den Slogan "March to the Polls" mit dem Ziel, mit den 
Demonstrationen Wählerstimmen für die Demokratische Partei 
an den Wahlen im November zu gewinnen. 
Es gab bei den Märschen viele Schilder, gedruckt und selbst-
gemacht, die diese Realität abbildeten. Und es ist zutreffend, 
dass viele Demonstrant*innen sie glücklich trugen, weil für sie 
das Abwählen der Republikaner*innen eine logische Antwort 
auf Trumps Präsidentschaft und die rechte Mehrheit im Kon-
gress erscheint. Aber Wahlen waren nicht das einzige Thema, 
das die Demonstrationsteilnehmer*innen beschäftigte. Wahr-

scheinlich wichtiger für die meisten Teilnehmer*innen war der 
unmittelbare Akt, auf die Strasse zurückzukehren und konkret 
zu zeigen, dass es eine grosse Opposition gegen Trump und alles 
gibt, wofür er steht.
Unter den Gesängen, die zu hören waren, fand sich ebenso oft 
"Immigrant*innen sind hier willkommen“ wie "Donald Trump 
muss gehen". Und natürlich führte #MeToo zu einem noch stär-
keren Fokus auf die Bekämpfung von sexueller Belästigung und 
Gewalt, ein Thema, das weit über die Wahlen hinausgeht.

Die Vielfalt der Proteste als Chance für die Linke
Für die meisten Demonstrant*innen steht das Ziel, die Republi-
kaner*innen abzuwählen, keineswegs mit anderen Protestfor-
men im Widerspruch: Protest, direkte Aktion, ziviler 
Ungehorsam, Boykott, Internet-Organisation, Arbeiter*innenak-
tivismus etc. Einige Demonstrant*innen spiegelten die Politik 

und die Weltanschauung von Demokrat*innen wie Hillary Clin-
ton wieder, während andere deutlich radikaler und offener für 
sozialistische Ideen waren, einschliesslich einer Kritik am Zwei-
parteiensystem. Der Punkt ist, dass all dies zur Diskussion stand 
– wenn man mit den Leuten auf dem Marsch sprach.
In den USA wird eine radikale linke Tradition wieder aufgebaut 
und in den letzten Jahren gab es wichtige Entwicklungen, dar-
unter ein wachsendes Interesse am Sozialismus, das sich im 
Wachstum linker Organisationen widerspiegelt. Und darüber 
hinaus gibt es eine breite Schicht von Menschen, die den Status 
quo satthaben und offen sind für irgendeine Art von Alternative 
– eine Alternative, die sie aber konkret noch nicht gefunden ha-
ben.

Die andauernde Dominanz des 
Zweiparteien­Systems 
Die Zunahme der Zahl der Menschen, die sich für eine radikale 
und sozialistische Politik engagieren, ist ungeheuer wichtig, 
aber das ist erst der Anfang. Die meisten Menschen, die in der 
Zukunft mit linker Politik in Berührung kommen werden, befin-
den sich noch nicht an diesem Punkt. So spiegeln ihre Ideen im 

Moment die Tatsache wider, dass die US-
Politik immer noch von den beiden grossen 
politischen Parteien dominiert wird, zu-
sammen mit den Arbeiter-, Bürgerrechts- und 
liberalen Organisationen, welche die Demo-
kratische Partei unterstützen. 
Bernie Sanders, dem es weitgehend zuge-
schrieben wird, den Sozialismus während der 
letzten Wahlen populär gemacht zu haben, hat 
eine linke Botschaft verkündet, die in gewisser 
Weise im Gegensatz zum demokratischen 
Mainstream steht. Aber in der Praxis versucht 
er, vor allem der Demokratischen Partei An-
hänger*innen zuzuführen. In diesem Zu-
sammenhang ist es nicht verwunderlich, dass 
der Aufruf der Organisator*innen, an den 
Wahlen teilzunehmen, bei den Frauenmär-
schen Gehör finden würde. Trotzdem war das 
bei weitem nicht die einzige Botschaft.

Alles oder nichts? Verpasste Mög­
lichkeiten der Linken
Es ist aktuell ein ziemlich seltenes Ereignis, dass Liberale und 
Arbeiter*innenorganisationen, welche die Demokratische Par-
tei unterstützen, überhaupt zu irgendeiner Art von Demonstra-
tion aufrufen. Und wie wir an den Frauenmärschen sehen 
können, wird, wenn sie das tun, ein riesiges Publikum antwor-
ten. Zu diesem Publikum gehören auch viele Menschen, die 
durch Trumps Wahl radikalisiert wurden und offen sind für ei-
ne Politik, die über die der Organisator*innen hinausgeht.
Wenn Linke darauf bestehen, dass nur Proteste und Aktionen, 
die um eine radikale, proletarische Agenda organisiert sind, 
ernst genommen werden sollten, dann riskieren sie, das Publi-
kum für sozialistische Politik zu verpassen. Sie verpassen auch 
die Auswirkungen, die Grossdemonstrationen haben können, 
auch wenn sie scheinbar von der liberalen Politik dominiert 
werden.

sozialismus.ch | Zur Verteidigung der Women`s Marches
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Zur Verteidigung der Women`s Marches | sozialismus.ch

Die Stärken und Schwächen der liberalen Frauen­
demonstrationen
Es mag für eine jüngere Generation schwer vorstellbar sein, aber 
es gab eine Zeit, in der liberale Frauenorganisationen Massende-
monstrationen ausgerufen haben. Damals wurden die reproduk-
tiven Rechte angegriffen. 1989, als die legale Abtreibung während 
der Präsidentschaft von George Bush Sr. in der Schwebe hing, rief 
die National Organization for Women (NOW) ihre Unterstüt-
zer*innen auf, nach Washington zu kommen – und eine halbe 
Million Menschen tauchten auf.
Das machte einen Unterschied bei der Wahrung des Selbstbe-
stimmungsrechts. Die konservativen Richter, die sich mit der Bei-
behaltung der legalen Abtreibung dann doch einverstanden 
erklärten, verwiesen in ihrer Stellungnahme ausdrücklich auf 
den allgemeinen Konsens, der vor allem dank der Märsche für 
das Recht auf Abtreibung zustande kam. Als Bill Clinton sein Amt 
antrat, wurden keine solchen Massenproteste ausgerufen, da Or-
ganisationen wie NOW dachten, sie hätten einen Freund im Weis-
sen Haus. Und wir konnten den Unterschied sehen: Als das Recht 
der Frauen, über ihren eigenen Körper zu bestimmen, von 
Bundesstaat zu Bundesstaat schrittweise abgeschafft wurde, stan-
den Organisationen wie die NOW untätig hinter dem demokra-
tischen Präsidenten.

Mitmachen verleiht auch das Recht zum Mitreden 
und gehört werden 
Als Sozialist*innen nahmen wir stolz an den Protesten in der 
Bush Sr.-Ära und vielen weiteren teil. Dabei haben wir unsere ei-
gene Politik und unsere eigenen Forderungen eingebracht. Aus-
serdem organisierten wir uns – leider erfolglos –, um NOW und 
andere Gruppen unter Druck zu setzen, damit sie an Protesten in 
der Clinton-Ära teilzunehmen.
Was die Botschaft betrifft, die bei den Frauenmärschen am 20. Ja-
nuar verbreitet wurde, so gehöre ich zu den Aktivistinnen, die 
sich organisiert haben, um daran teilzunehmen und die auch da-
für gesorgt haben, dass ihre Forderungen Gehör fanden. So zum 
Beispiel das "Free Ahed Tamimi"-Kollektiv in New York City, das 
den Marsch als einen Ort betrachtete, an dem wir uns mit dem 
Kampf der palästinensischen Frauen solidarisch zeigen konnten. 
Ich bin auch mit vielen Sozialistinnen und Radikalen zusammen, 
die den Marsch als eine Gelegenheit erkannten, mit Leuten zu 
sprechen, die noch nicht von linker Politik überzeugt waren. Da-
bei konnten sie erklären, weshalb man sich nicht auf die Demo-
kraten verlassen kann und weshalb wir, anstatt an die Urnen zu 
gehen, eine alternative Strategie haben sollten. 
Während und nach dem Marsch einen Raum zu schaffen, um zu 
diskutieren und den Widerstand aufzubauen, erfordert von So-
zialist*innen Geduld, aber auch klare Argumente. Ob wir diese 
Tests diesmal bestanden haben, ist eine offene Frage. Aber denje-
nigen, deren Zynismus sie davon abhielt, sich überhaupt mit den 
Frauenmärschen zu beschäftigen, ist es definitiv nicht gelungen. 

Sektiererische Abgrenzung verleiht dominanten 
Gruppen noch mehr Gewicht
Weiter wurde die Kritik formuliert, die Frauenmärsche seien 
"weiss" und "bürgerlich" gewesen. Dies wurde vor allem bei den 

ersten Frauenmärschen im vergangenen Jahr vorgebracht. 
Gleichzeitig war es für einige frustrierend, dass die Demonstra-
tionen, obwohl sie den grössten einzelnen Protesttag in der Ge-
schichte der USA darstellten, die Probleme der Werktätigen und 
Unterdrückten nicht vollständig vertraten.
Das ist ein Argument, das uns hilft, unseren Meinungen und For-
derungen künftig bei Demonstrationen besser Gehör zu ver-
schaffen. Aber es gibt einen Unterschied zwischen der 
Erkenntnis, dass es Arbeit gibt, die getan werden muss, um mög-
lichst umfassende Proteste zu schaffen und der Verurteilung ei-
ner ganzen Demonstration, die sich angeblich aus "weissen 
Frauen aus der Mittelschicht" zusammensetzt.
Zum einen wären viele der Frauen, die an den Märschen teilnah-
men – wie das Kontingent von gewerkschaftlich organisierten 
Lehrer*innen beim Women’s March in Chicago – überrascht, dass 
sie angeblich dort waren, um "bürgerliche" Anliegen zu vertre-
ten. 
Darüber hinaus deutet die Bezeichnung der an den Frauenmär-
schen anwesenden Frauen als Vertreterinnen der "Mittelklasse" 
darauf hin, dass sie nichts mit den wirklichen Anliegen der Arbei-
ter*innenklasse zu tun hätten. Tatsächlich handelt es sich dabei 
um ein Argument, das seit Beginn der #MeToo- Kampagne im 
Herbst 2017 von Kritiker*innen auf der linken Seite aber auch 
auf der rechten Seite in Umlauf gebracht wurde. So wird die Be-
deutung von Frauen, die sich zu Wort melden, heruntergespielt, 
nur weil die Kampagne unter Schauspielerinnen in Hollywood 
begann.

Klassenübergreifende Solidarität ist nötig 
Dasselbe geschah nach den Golden Globes Awards in diesem 
Jahr, als berühmte Schauspieler Schwarz trugen, um ihre Unter-
stützung für #MeToo zu zeigen. Auch da kam es zu Kritik von Lin-
ken. In Wirklichkeit aber nehmen revolutionäre Sozialist*innen 
den Kampf gegen die Unterdrückung der Frauen ernst, unab-
hängig von der Klasse der betroffenen Frauen. Darüber hinaus 
trägt die Tatsache, dass prominente Frauen sich gegen sexuelle 
Übergriffe ausgesprochen haben, dazu bei, dass auch Geschich-
ten von Frauen aus der Arbeiter*innenklasse gehört werden kön-
nen.
Es gibt keine Garantie dafür, dass dies geschehen wird. Aktivistin-
nen und Aktivisten werden sich engagieren und dafür sorgen, 
dass die Interessen der lohnabhängigen Frauen im Mittelpunkt 
des Kampfes stehen. Gleichzeitig müssen wir konkrete Forderun-
gen stellen, die im Leben jeder Frau eine Verbesserung herbei-
führen, wie beispielsweise gleiche Bezahlung, reproduktive 
Freiheit und gleicher Zugang zu Wohnraum und Kinderbetreu-
ung. 
Aber nichts von all dem wird passieren, wenn wir es zulassen, 
dass kämpfende Frauen verspottet werden oder dass ihnen ge-
sagt wird, ihre Sorgen hätten keine Bedeutung. Und es wird defi-
nitiv nicht passieren, wenn die Linke bei massiven Ereignissen 
wie den Frauenmärschen einfach wegschaut und sich nicht dar-
auf einlassen will.
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sozialismus.ch | Start­up Beziehung

 Am Rande vermerkt 

Start­Up Beziehung
Alle scheinen sich einig: Die heutige Jugend ist konser‐
vativer als vorangegangene. „Unsre Eltern kiffen mehr 
als wir, wie soll man rebellieren“ besingen Kraftklub die 
Misere. Ganz generelle Aussagen über „die Jugend“ zu 
machen, ist wohl schwierig. In Bezug auf den angebli‐
chen Konservativismus könnte vereinfacht gesagt wer‐
den: Kein Wunder, bei steigender Arbeitslosigkeit, 
wenn man umherschaut, schwieriger werdender Lehr‐
stellensuche oder Jobsuche nach dem Studium auf‐
grund der wirtschaftlichen Lage. Grund genug. Doch 
auch das Gegenteil ist denkbar: Zunehmende linke 
Politisierung und Mobilisierung von Jugendlichen, 
Schüler*innenstreiks und ähnliches.

Darum soll es an dieser Stelle jedoch nicht gehen. Inter-
essant ist nämlich, dass von diesem ihr-rebelliert-ja-gar-
nicht-Vorwurf der Eltern-Generation der Bereich der 
Sexualität oft ausgenommen wird – dort scheint mit der Ju-
gend alles in Ordnung zu sein. Sie ist wild, hat Sex und expe-
rimentiert mit Beziehungsformen. Das neue Starmodell: die 
offene Beziehung. Der Ausspruch „weisch, mir händ ez ebe e 
offeni Beziehig“ wird nicht mehr getuschelt, sondern mit 
vielsagendem Genicke quittiert. 

Auch ich gehöre zu dieser Generation der Kopfnicker, zu 
denen, die seit geraumer Zeit sagen „es isch ebe chli offe und 
so“, wenn sie über engere zwischenmenschliche Beziehun-
gen reden. Doch je länger je mehr beschleicht mich das un-

gute Gefühl, in diesem Trend könnte nicht nur die Befreiung 
von starren, einengenden Beziehungsformen liegen. Ich bin 
irritiert, wenn ich in der Stellenausschreibung vom Start-Up 
xy die Beschreibung meiner Beziehung wiederfinde: offen, 
kommunikativ, flexibel, anpassungsfähig, jung und gutaus-
sehend.

Und irgendwie denke ich an die Unterscheidung zwi-
schen Sozialkritik und Künstlerkritik und die Aussage, der 
Neoliberalismus sei seit seinem Aufkommen Ende der 60er 
Jahre unter anderem deshalb so erfolgreich gewesen, weil es 
ihm gelungen ist, letztere gegen erstere auszuspielen; die 
Kritik an der einengenden und konservativen Prägung des 
Nachkriegskapitalismus gegen die Kritik am Kapitalismus 
im Allgemeinen – seinen desaströsen Folgen und seiner so-
zialen Ungleichheit.

Was, wenn wir zwar die Beziehungsformen, für die un-
sere Eltern bestraft wurden und für die sie gekämpft haben, 
zwar leben können, uns jedoch die grundsätzliche sozial-
kritische Haltung abhandengekommen ist? Was, wenn wir 
verlernt haben, Kritik an den grundlegenden Strukturen un-
serer Gesellschaft zu formulieren? Was, wenn es kein Zufall 
ist, dass unsere Beziehungen an neoliberale Start-Ups erin-
nern?

So einfach ist es natürlich nicht. Es ist klar, dass etwas 
Schönes und Befreiendes im Experimentieren mit Bezie-
hungsformen liegt. Und auch etwas Kritisches vielleicht.

Wir müssen uns jedoch auch bewusst werden, dass die 
Flexibilität, Unverbindlichkeit und Kurzlebigkeit, die zwar 
keine Charakteristika sein müssen, es jedoch für offene Be-
ziehungen unserer Zeit oftmals sind, erstaunlich gut mit der 
neoliberalen Umstrukturierung unserer Berufs- und Alltags-
leben harmonieren. 

Vielleicht müssen wir uns auch einfach bewusst werden, 
dass wir die Zeit, die es braucht, um gute Beziehungen zu 
und mit mehreren Menschen zu führen, die ihrem Namen 
gerecht werden und dennoch „offen“ sind, wohl erst in einer 
anderen Gesellschaft haben werden.

Zuletzt müssen wir uns vielleicht eingestehen, dass offe-
ne Beziehungen erst dann „rebellisch“ und sozialkritisch 
werden, wenn sie das Aufsprengen der kapitalistischen und 
patriarchalen Verhältnisse bedingen, wenn sie mit kollekti-
ven Kämpfen gegen ebendiese einhergehen.

_______________

“Am Rande vermerkt” ist eine Serie von Kurzartikeln. Wir wollen damit 
tagesaktuelles Geschehen kommentieren, einordnen, auf Veränderun‐
gen aufmerksam machen. Eine konsequente linke, antikapitalistische 
Politik zeichnet sich unseres Erachtens nicht nur dadurch aus, die 
grossen Analysen abzuliefern. Vielmehr gehört es für uns dazu, auch 
kleinere, unscheinbare Entwicklungen, skandalöse Aussagen und Auf‐
fälliges einordnen zu können.
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 Sozialwesen und Migration 

Rassistische Sozialpolitik – 
Spaltungsversuche von oben
Der Sozialabbau in der Schweiz geht in die nächste Runde. Einer nach dem 
anderen schnüren die Kantone massive Sparpakete. Der Widerstand dagegen 
muss solidarisch und frei von Diskriminierung sein. BFS Basel

Die Kantone sparen an allen Ecken und Enden – insbesondere im 
Sozialbereich und bei den öffentlichen Dienstleistungen – und ge-
fährden damit nicht nur den Bildungszugang und die gesell-
schaftliche Teilhabe vieler Menschen, sondern auch deren soziale 
Sicherheit. Der Kanton Zürich beschloss im Dezember 2016 im 
Rahmen einer sogenannten „Leistungsüberprüfung“ ein Sparpa-
ket in der Höhe von 1.8 Mrd. bis 2020 – betroffen davon werden 
insbesondere das Gesundheitswesen, das Bildungswesen und der 
öffentliche Verkehr sein. Im Kanton Luzern sieht das „Konsolidie-
rungsprogramm 2017“ Einsparungen von 330 Mio. in den nächs-
ten 3 Jahren vor und der Kanton Bern plant jährliche 
Einsparungen in der Höhe von 185 Mio., wobei davon wiederum 
insbesondere das Gesundheits- und das Sozialwesen betroffen 
sind.

Sozialhilfe ist nicht gleich Sozialhilfe
Der Sozialabbau trifft wie so oft Menschen mit geringem Einkom-
men am härtesten. Gespart wird dort, wo zwar nicht viel zu holen
 ist, wo's aber richtig weh tut. Die Sparpakete bringen Einsparun-
gen bei den Prämienverbilligungen, im Asylwesen und bei ver-
schiedenen sozialen Beratungs- und Anlaufstellen für 
benachteiligte und prekarisierte Menschen. Dass diejenigen, die 
ohnehin schon am Existenzminimum leben, besonders betroffen 
sind, zeigt ein Beispiel ganz besonders: die Kürzung der Sozialhil-
fe, die der Kanton Bern angekündigt hat. Mit einer Senkung des 
Grundbedarfs um 8% hält der Kanton Bern neu einen der tiefsten 
Sozialhilfeansätze schweizweit.
Während viele Kantone (noch) zögern, die "normale" Sozialhilfe 
bzw. die Sozialhilfe für "Normale" anzurühren, wurden Kürzun-
gen bei der Asylsozialhilfe in den letzten Jahren bereits in allen 
Kantonen durchgesetzt. Die Asylsozialhilfe ist ein spezieller Sozi-
alhilfeansatz für Asylsuchende und Menschen mit einer vorläufi-
gen Aufnahme (ohne Flüchtlingsstatus) – einem sogenannten F-
Ausweis. Im Zuge der Asylgesetzrevision wurde 2016 
bundesgesetzlich festgeschrieben, dass der Ansatz für diese Per-
sonen zwingend unter dem normalen Sozialhilfeansatz zu sein 
hat.1 Vor diesem Hintergrund senkten alle Kantone, zuletzt Basel-
Stadt per Januar 2018, die Sozialhilfe für vorläufig Aufgenomme-
ne. Die Ansätze unterscheiden sich teils massiv von der normalen 
Sozialhilfe: Im Kanton Luzern liegt der Ansatz um 60% unter dem 
normalen Grundbedarf bei Fr. 411.50.-/Monat anstatt Fr. 986.-/
Monat2, im Kanton St. Gallen beträgt die Differenz knapp 50% bei 
Fr. 450.-/Monat anstatt Fr. 977.-/Monat3, in Basel-Stadt 20% bei Fr. 

788.-/Monat anstatt Fr. 986.-/Monat4. Diese Sparmassnahme trifft 
Menschen, die es auf dem Arbeitsmarkt ohnehin schwierig haben
 und finanziell meist schon schlechter gestellt sind. Da es an einer 
einflussreichen Lobby fehlt, die sich für die Rechte vorläufig Auf-
genommener und Asylsuchender einsetzt, wurden die Sozialhil-
fesenkungen in den meisten Kantonen ohne viel Gegenwehr 
eingeführt.

Rassistische Praxis der kantonalen Behörden
Die Sozialhilfeansätze orientieren sich grundsätzlich an den 
Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS). 
Diese berechnet jährlich einen Grundbedarf, der als Basis dient. 
Der Grundbedarf der SKOS sagt in etwa aus, wie viel finanzielle 
Mittel monatlich pro Person notwendig sind (exklusive Mietkos-
ten u.ä. Fixkosten), um in der Schweiz ein menschenwürdiges Le-
ben zu führen. Viele Sozialämter richten ihre Sozialhilfeansätze 
nach den SKOS-Richtlinien. Dass gewisse Menschen – vorläufig 
Aufgenommene und Asylsuchende – (noch) weniger erhalten, ist 
vor diesem Hintergrund nicht haltbar, denn es gibt keine objekti-
ven Gründe, wieso diese Personen weniger Geld für das Existenz-
minimum benötigen sollten als alle anderen. Der Fall liegt eher 
umgekehrt: Vorläufig Aufgenommene werden auf dem Arbeits-
markt systematisch diskriminiert. Sie waren bis vor Kurzem ver-
pflichtet, neben der Quellensteuer eine jährliche Sonderabgabe 
zu leisten und von Prämienverbilligungen können sie nach wie 
vor frühestens sieben Jahre nach Einreise profitieren. Arbeitge-
bende müssen für die Einstellung einer vorläufig aufgenomme-
nen Person ein Gesuch stellen und Verwaltungsgebühren 
bezahlen, was die Stellensuche schwierig macht. Die Anforderun-
gen an die „Integration“ von vorläufig aufgenommenen Personen 
steigen stetig, während die öffentlichen Gelder für Integrations-

Weiterlesen auf sozialismus.ch
Widerstand gegen die Entrechtung von 
Migrant*innen
Die Entrechtung von Menschen ohne Schweizer Pass schreitet 
an allen Fronten voran. Es ist entscheidend, dieser Politik und der 
damit verbundenen rechten Hetze entgegenzutreten.

sozialismus.ch → SUCHE: “Entrechtung”

12  |  antikap Nr. 7  |  Frühling 2018



sozialismus.ch | Rassistische Sozialpolitik – Ein Spaltungsversuch von oben

antikap Nr. 7  |  Frühling 2018  |  13

massnahmen im Zuge des Sozialabbaus immer weiter zu-
sammengekürzt werden. Die Kürzung der Asylsozialhilfe ist eine 
Massnahme unter vielen, die zur Prekarität vieler Betroffener 
beiträgt.
Noch absurder erscheint das Ganze, wenn man bedenkt, dass für 
vorläufig aufgenommene Personen, die ihre Familie aus einem 
Drittstaat in die Schweiz holen möchten, das Einkommen ausrei-
chen muss,  um die gesamte Familie zu finanzieren. Berechnet 
wird dies – natürlich – mit dem SKOS-Ansatz. Das heisst mit ande-
ren Worten: Um zu prüfen, ob Familienmitglieder in die Schweiz 
kommen dürfen, muss ein vorläufig Aufgenommener mit seinem 
Einkommen den SKOS-Ansatz für alle Familienmitglieder erfül-
len, um einer potentiellen Sozialhilfeabhängigkeit vorzubeugen. 
Wenn die Familie jedoch tatsächlich in der Sozialhilfe wäre, wür-
de ihr dieses Geld gar nicht zustehen, sondern nur ein Bruchteil 
davon. Die Kantone versuchen mit dieser höchst fragwürdigen 
Praxis einen unerwünschten Nebeneffekt der Sozialhilfekürzun-
gen zu kaschieren: Theoretisch müssten die finanziellen Anforde-
rungen für einen Familiennachzug zusammen mit dem 
Asylsozialhilfeansatz sinken. Trotzdem ist es in den meisten Kan-
tonen gängige Praxis, Familiennachzugsgesuche auf diese Weise 
zu prüfen – und allzu häufig abzulehnen. Die Praxis hat einen 
klaren politischen Hintergrund, steht doch der Familiennachzug 
im rechtskonservativen Lager seit Längerem unter Dauerbe-
schuss.5

Ein Spaltungsversuch von oben
Familiennachzug hin oder her – die Sozialhilfekürzungen treffen 
Migrant*innen unter den genannten Umständen besonders hart. 
Der Trend zur Hierarchisierung und Fragmentierung im Sozial-
hilfebereich geht nach der Einführung der Nothilfe mit der Asyl-
sozialhilfe weiter. Mit früheren Revisionen des Asylgesetzes 
wurde bereits der Anspruch auf Sozialhilfe für Asylsuchende mit 
einem Nichteintretensentscheid (NEE) und mit einem negativen 
Asylentscheid beschnitten und stattdessen das Nothilferegime 
eingeführt. Die Nothilfe beschränkt sich auf wenige Franken im 
Tag, wenn möglich werden Sachleistungen vor Geldleistungen 

ausgerichtet. So soll verhindert wer-
den, dass betroffene Menschen sich 
weiter in der Schweiz aufhalten. 
Nach ähnlichem Muster funktioniert 
auch der Ansatz der Asylsozialhilfe. 
Etwas höher als die Nothilfe, jedoch 
tiefer als die normale Sozialhilfe, hat 
sie jedoch das Ziel, „Anreize“ für vor-
läufig Aufgenommene und Asylsu-
chende zu schaffen und bedient sich 
dabei des Klischees des faulen, aus-
ländischen Sozialschmarotzers.
Dass der Sozialabbau dort ansetzt, 
wo es am wenigsten Widerrede und 
Protest – keine „Lobby“ – gibt, ist an 
und für sich nichts Neues. Auch das 
Ausspielen verschiedener Menschen 
gegeneinander in ähnlichen Situatio-
nen aufgrund von Merkmalen wie 
Nationalität, Hautfarbe oder Ge-

schlecht ist eine beliebte, neoliberale Strategie. Die zentrale Frage 
für eine linke Gegenperspektive ist deshalb, wie man die Solidari-
tät zwischen den vielfältigen und in verschiedenster Weise vom 
Sozialabbau betroffenen Personen (wieder)herstellen kann. Eine 
Widerstandsbewegung gegen den Sozialabbau muss sich gegen 
jegliche Kürzungen in der Sozialhilfe, dem Bildungswesen, dem 
Gesundheitswesen und dem restlichen Service Publique richten. 
Rassistische Spaltungsversuche in Kategorien wie Nothilfebezü-
ger*innen, Asylsozialhilfebezüger*innen und Sozialhilfebezü-
ger*innen – auf dem Arbeitsmarkt in inländische 
Arbeitnehmende und ausländische Arbeitnehmende – wirken 
entsolidarisierend und verhindern eine breite Protestbewegung. 
Sozialabbau muss deshalb in jeder Form gemeinsam bekämpft 
werden, immer und überall.
_____________

1 Art. 86 Ausländergesetz (AuG).

2 Vgl. https://disg.lu.ch/‐/media/DISG/Dokumente/Themen/Sozialhilfe/
2018_LuzernerHandbuch_Version_75.pdf?la=de‐CH (Stand 01.02.18).

3 Vgl. https://www.stadt.sg.ch/home/gesellschaft‐sicherheit/soziales/
finanzielle‐hilfe/sozialhilfe‐fluechtlinge.html (Stand 01.02.2018).

4 Vgl. http://www.sozialhilfe.bs.ch/‐sozialhilfe.html?footeropen=law (Stand 
01.02.2018).01.02.18).

5 Vgl. z.B. Schlagzeilen wie „Jetzt kommen die Frauen und Kinder der 
Flüchtlinge“ im Blick vom 31.01.2018 (https://www.blick.ch/news/politik/
jetzt‐kommen‐die‐frauen‐und‐kinder‐der‐fluechtlinge‐rekord‐beim‐
familiennachzug‐id7914360.html).‐familiennachzug‐id7914360.html).

Während sich in Zürich eine Protestbewegung gegen die Verschärfung des Nothilferegimes bildete,
 blieb der Widerstand gegen die Asylsozialhilfe bzw. deren Senkung schweizweit aus.

Aktiv werden!
In Basel findet jährlich der “Lauf gegen Grenzen” statt, ein Spon‐
sorenlauf für die Rechte von Geflüchteten. Der letzte Lauf wurde 
unter dem Fokus “Armut und Migration” ausgetragen – das aus‐
führliche Themendossier findet ihr unter www.vereingegengren‐
zen.ch online. Der diesjährige Lauf findet am 15. September 
2018 auf der Claramatte statt – save the date!
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Der motorisierte Individualverkehr ist seit Jahrzehnten auf 
dem Vormarsch. Die Anzahl weltweit verkehrsaktiver Perso-
nenwagen hat sich seit 1985 von rund 300 Millionen auf 
mittlerweile über 1 Milliarde vervielfacht, vor allem wegen 
der rasanten wirtschaftlichen Entwicklung der sogenannten 
Schwellenländer.1 2016 wurden alleine in China 23 Millio-
nen neue Autos verkauft.2 Doch auch in den “Stammländern 
des Autos” (USA & Europa) breitet sich der Individualver-
kehr weiter aus. Der Anteil der durch den Strassenverkehr 
verursachten Treibhausgase ist auch in der Schweiz und den
 meisten Regionen Europas tendenziell zunehmend. Obwohl 
hierzulande die Emissionen pro Fahrzeug sowohl bei den 
Autos als auch bei den Lastwagen auf Grund technologi-

scher Neuerungen und strengerer Vorschriften leicht zu-
rückgegangen sind3, ist das gesamte Emissionsvolumen 
durch die massive Zunahme des Verkehrsaufkommens in 
den letzten 20 Jahren praktisch überall gewachsen. Laut 
Bundesamt für Statistik ist der Verkehr – zu dem nicht nur 
der Strassenverkehr, sondern auch Inlandflüge, Schienen-
verkehr usw. zählen – in der Schweiz für 40% der CO2-
Emissionen verantwortlich und alleine zwischen 2010 und 
2014 um 11% gewachsen. 2016 befanden sich rund 4.5 Mil-
lionen Personenwagen im Besitz von fast 80% der Schweizer 
Haushalte4, womit pro 1000 Einwohner*innen rund 540 Per-
sonenwagen verwendet werden. Der Gesamtbestand aller in 
der Schweiz gemeldeten Fahrzeuge (inklusive Motorräder, 
Traktoren, Gewerbefahrzeuge usw.)  beläuft sich mittlerwei-
le auf über 6 Millionen.5

Eine Alternative zum Verbrennungsmotor?
Angesichts dieser jeder vernünftigen Umweltpolitik spotten-
den Entwicklung – von den leeren Versprechungen der Kli-
magipfel in Paris und anderswo ganz zu schweigen – mag es 
auf den ersten Blick verständlich erscheinen, dass Elektro-
autos immer wieder als wichtiges Element künftiger Ver-
kehrs- und Mobilitätsstrategien auftauchen. Und damit 
fangen die Probleme schon an: Anstatt darüber nachzuden-
ken, wie der motorisierte Individualverkehr endlich dras-
tisch reduziert und durch anderer Mobilitätskonzepte 
ersetzt werden könnte, werden Elektrofahrzeuge als sinn-
volle Ergänzung eines sich ständig ausweitenden Verkehrs-
parks betrachtet. In ihrem “World Energy Outlook 2017” hält 
die Internationale Energieagentur (IEA) ausdrücklich fest, 
dass ein Ende der Förderung und des Verbrauchs fossiler 
Energieträger noch in weiter Ferne ist. Laut ihren Prognosen 

Wir leben in einer absurden Zeit. Einerseits sind die katastrophalen Folgen des durch den Kapitalis‐
mus verursachten Klimawandels schon in allen Weltregionen sichtbar und verschlimmern die Le‐
benssituation von Millionen, überwiegend in armen Ländern lebenden Menschen. Auch zeichnet 
sich klar ab, dass der Verbrauch fossiler Energieträger, die Umweltverschmutzung und die Zerstö‐
rung unserer natürlichen Lebensgrundlagen in den kommenden Jahrzehnten stark zunehmen wer‐
den. Dennoch führt diese Entwicklung nicht dazu, dass sich die Mehrheit der Menschen des 
Irrglaubens an die Möglichkeit eines nachhaltigen Kapitalismus entledigt oder sich gar für eine alter‐
native Gesellschaftsordnung einsetzt. Ein Grund dafür sind die nach wie vor intakten Vorstellungen 
eines bald einmal fossilfreien und innovativen “Ökokapitalismus”, der die Klimakatastrophe durch 
technologische Neuerungen abfedern soll, ohne dabei an seiner eigenen Logik zu rütteln. Dass eine 
ökologische Selbsterneuerung des Kapitalismus definitiv nicht gelingen wird, zeigt die Entwicklung 
des Elektroautos exemplarisch. BFS Basel

 Ökologie 

Scheinlösung Elektroauto

Bestand Strassenmotorfahrzeuge in der Schweiz.
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könnte sich der globale Autopark von derzeit rund 1 Milliarde bis 
2040 beinahe verdoppeln. Grund dafür ist unter anderem die ag-
gressive Ölförderpolitik der USA (Stichwort Fracking), dank der 
die Ölpreise auch in den kommenden Jahren tief bleiben könnten 
und so kaum Anreize für alternative Technologien bieten.
Laut den (zugegebenermassen höchst spekulativen) Prognosen 
der IEA könnte der Anteil an Elektroautos dabei kontinuierlich 
zunehmen und unter guten politischen Rahmenbedingungen bis 
zu 40% erreichen. Doch selbst in diesem Szenario hätten sie nicht 
etwa die Funktion, Verbrennungsmotoren abzulösen. Stattdessen 
würden sie verhindern, dass die Ölpreise infolge höherer Nach-
frage und sinkender Fördermengen in die Höhe schnellen und so 
nicht nur den Verkehr, sondern die gesamte Wirtschaft bremsen. 
So erweist sich die Investition in elektrobetriebene Fahrzeuge 
und die damit verbundene Infrastruktur unter kapitalis-
tischen Verhältnissen eher als Garant und Stütze des Ver-
brennungsmotors, anstatt eine echte Alternative zu ihm 
darzustellen. Dabei spielt nicht nur die desaströse Stabili-
sierung der Ölpreise – die wiederum die Abhängigkeit 
von fossilen Brennstoffen in allen ökonomischen Berei-
chen zementiert – eine negative Rolle: Die Verbreitung 
und Weiterentwicklung von Elektro- und Hybridautos 
verhindern, indem sie am Modell des Individualverkehrs 
festhalten, dass über andere Mobilitäts- und Raumpla-
nungskonzepte nachgedacht wird.
Aus Sicht der Profiteure des aktuellen Verkehrs- und 
Mobilitätssystems macht diese Entwicklung Sinn: Seit ih-
rer Entstehung üben die Automobilindustrie und die ihr 
nahestehenden Industriezweige grossen Einfluss auf die 
Politik westlicher Industriestaaten aus und setzen alles 
daran, das Auto nicht nur als Statussymbol zu erhalten, 
sondern auch weiterhin als alternativloses Fortbewe-

gungsmittel zu positionieren. Die aus die-
sem Paradigma resultierenden Folgen 
prägen unsere Städte und Dörfer, unsere 
Raum- und Verkehrsplanung, unsere Le-
bens- und Produktionsweise.

Schlechte Umweltbilanz
Häufig werden Elektroautos deswegen ge-
lobt, weil sie im Vergleich zu Verbren-
nungsmotoren einen höheren 
Wirkungsgrad haben: Während bei einem 
Verbrennungsmotor nur rund 25% der 
zugeführten Energie für den Antrieb ge-
nutzt werden kann – die restliche Energie 
geht als Wärme verloren – liegt der Wir-
kungsgrad bei Elektromotoren bei rund 
75%. Des Weiteren stossen Elektroautos 
während der Fahrt keine CO2-Emmissio-
nen aus, was sich positiv auf die Lebens-
qualität vor allem in urbanen Regionen 
auswirken kann. Bei genauerem Hinse-
hen erweisen sich Elektroautos jedoch als 
weniger umweltfreundlich, als oft ange-

nommen wird. Zum einen hängt die Umweltbilanz des batterie-
betriebenen Verkehrs stark von der Energiegewinnung ab. Da die 
weltweite Stromerzeugung immer noch zu rund 70 Prozent auf 
fossilen Energieträgern (Öl, Gas, Kohle) basiert, sind Elektroautos 
in vielen Fällen nur eine andere Art und Weise, fossile Energie zu 
nutzen und damit das Klima weiter anzuheizen.6

Kommt hinzu, dass sich Fahrzeuge nicht nur während ihres Be-
triebes, sondern auch während ihrer Produktion erheblich auf 
die Umwelt auswirken. Die sogenannte “graue Energie”, die bei 
der Herstellung von Autos anfällt, ist auf Grund der Batterien ge-
rade bei Elektroautos erheblich. Eine Studie des Schwedischen 
Umweltforschungsinstituts von 2017 kommt zum Schluss, dass es 
bereits bei der Produktion einer Lithium-Ionen-Batterie zu CO2-
Emissionen von 150 bis 200 Kilogramm pro Kilowattstunde 

Szenario der Internationalen Energieagentur zur Öl‐ und Gasfördermenge der USA.

Weltweiter Energiemix 2015.
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(kWh) Batteriekapazität kommen könne.7 Eine andere Stu-
die des Unternehmen Quantis, das sich darauf spezialisiert 
hat, den gesamten Lebenszyklus von Geräten zu analysie-
ren, hält fest, dass die Herstellung eines Elektroautos im 
Durchschnitt einen Drittel mehr CO2-Emissionen als die 
Produktion eines konventionellen Fahrzeugs verursacht.8 
Auch hier kommt es wesentlich darauf an, unter welchen 
Bedingungen und mit welcher Energie die Batterien herge-
stellt werden, doch unter den aktuellen Verhältnissen ist 
unter dem Strich völlig klar, dass die Herstellung von Batte-
rien kurz und mittelfristig ein schmutziges Geschäft bleiben 
wird.

Knappe Rohstoffe
Neben der insgesamt ernüchternden Umweltbilanz von 
Elektrofahrzeugen stellt vor allem der Rohstoffhunger der 
Elektromotoren und Batterien ein enormes Problem dar. 
Das Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg 
hat berechnet, dass der Bedarf an Lithium für die Herstel-
lung von 10 Millionen Elektrofahrzeugen die 2011 abgebau-
ten Lithiummengen um das 3.5 fache übertreffen würden.9 
Darin ist der massiv steigende Bedarf an ebendiesem Roh-
stoff durch andere elektrische Geräte – in einem einzigen 
Elektroauto steckt so viel Lithium wie in 10’000 Handys – 
noch nicht berücksichtigt. Auch die Nachfrage nach ande-
ren Rohstoffen wie Kupfer, Nickel, Graphit und Kobalt dürf-
te im Falle einer Verbreitung von Elektroautos stark 
ansteigen. Im Oktober 2017 berichteten die Deutschen Wirt-
schaftsnachrichten unter dem Titel “Traum vom Elektroau-
to könnte platzen”, wie Volkswagen vergeblich versuchte, 
einen Lieferanten für Kobalt zu finden. Alleine der deutsche 
Autokonzern hatte Ausschreibungen von 80’000 bis 130’000 
Tonnen getätigt, was etwa der derzeitigen Jahresproduktion 
entspricht.10 Kobalt stammt übrigens zu einem grossen Teil 
aus der Demokratischen Republik Kongo – laut Amnesty In-
ternational der derzeit “gefährlichste Ort der Welt”11 – wo 
der Rohstoffhunger des globalen Kapitalismus wesentlich 
dazu beiträgt, dass die Region weiter in Gewalt und Bürger-
krieg versinkt. Trotz des brutalen Bürgerkrieges, in dem 
systematische Vergewaltigungen und Versklavungen an der 
Tagesordnung sind, leben dort rund 2 Millionen Menschen 
vom Abbau von Kobalt und anderer Mineralien. Der 
Bürgerkrieg trägt dazu bei, dass ebendiese Rohstoffe weiter-

hin nicht vor Ort industriell verarbeitet werden können 
und stattdessen billig in Industrieländer exportiert werden.
Der am meisten benötigte Rohstoff – Lithium – ist übrigens 
nicht nur in Bolivien, sondern auch in Afghanistan in 
grossen Mengen vorhanden. Gerade die antikapitalistische 
Linke sollte sich also davor hüten, Fragen der Elektromobi-
lität – dasselbe gilt übrigens auch für ganz andere Technolo-
gien wie etwa Gentechnik – aus rein technisch-
physikalischen Gesichtspunkten zu bewerten. Stattdessen 
müssen wir uns Fragen: Wie wird sich der Einsatz und die 
Verbreitung einer Technologie unter den aktuellen geo-
politischen Verhältnissen auswirken, wie wird sie die 
Machtverhältnisse beeinflussen, welchen Interessen dient 
sie? Und vor allem: Inwiefern ist sie für linke Alternativen 
interessant?

Kapitalismuskritik und linke Perspektiven
Die Entwicklung des Individualverkehrs ist nur eines der 
zahlreichen Probleme, die deutlich machen, wie diametral 
die Logik des Kapitalismus der Notwendigkeit einer ökolo-
gischen Umgestaltung unserer Gesellschaften entgegen-
steht. Es geht nicht nur darum, sich gegen die Produktion 
von Elektroautos zu wenden. Ganz grundsätzlich ist eine 
der wichtigsten Aufgaben der Umweltbewegung, sich dar-
über klar zu werden, dass sich die grossen sozialen, ökologi-
schen und politischen Probleme unserer Zeit eben nicht 
durch technische Neuerungen und „kapitalistische Innova-
tion“ lösen lassen. Weder Megastaudämme, Biotreibstoffe, 
Elektroautos noch Gentechnik werden die destruktive Lo-
gik des Kapitals eindämmen – im Gegenteil: Sie bieten den 
Konzernen und den mit ihnen verbundenen Nationalstaa-
ten nicht nur neue Machtinstrumente und Investitionsmög-
lichkeiten, sie verhindern auch, dass sich die Menschen der 
Unfähigkeit der kapitalistischen Produktionsweise, der Um-
weltzerstörung Einhalt zu gebieten, bewusst werden. Und 
wie bei allen durch den Kapitalismus verursachten Proble-
men profitiert vor allem eine Minderheit von der aktuellen 
Entwicklung. Winfried Wolf, Chefredaktor der Zeitschrift 
Lunapark, hat dieses Phänomen wie folgt ausgedrückt:

Es ist nicht „die Menschheit“, die sich auf diese Weise ihr 
Grab gräbt. Es sind nicht in erster Linie „menschliche Be-
dürfnisse“, die mit der Automobilität befriedigt werden. 
Es sind primär Konzern- und Finanzmachtstrukturen 
und die damit verbundene konkrete weltweite Verkehrs-
politik, die diese spezifische Art von Mobilität bewirken 
und fortgesetzt steigern. Inzwischen entfällt bei den 500 
grössten Unternehmen der Welt ein gutes Viertel des Um-
satzes und der Profitmasse nur auf Konzerne aus den Be-
reichen Öl (Exploration und Verarbeitung), 
Autoindustrie, Flugzeugbau und Airlines. Unter den zwölf 
größten Unternehmen der Welt befanden sich im Bilanz-
jahr 2010 acht Ölkonzerne und ein Autohersteller.”12

Damit soll ausdrücklich nicht gesagt sein, dass nicht auch 
sehr grosse Teile der Bevölkerung für die Umweltver-
schmutzung mitverantwortlich sind. Während Arbeitswege 

CO2‐Bilanz eines Tesla Model X im Vergleich zu einem Ford Fiesta. Die 
Berechnungen basieren auf dem deutschen Energiemix, der zu einem er‐
heblichen Teil auf Öl und Kohle basiert.
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auch in Ländern mit ausgebauter Infrastruktur wie der 
Schweiz oder Deutschland häufig nur mit dem Auto be-
wältigt werden können, sind auch der Einkaufs-, Frei-
zeit- und Urlaubsverkehr ein wichtiger Faktor der 
Umweltverschmutzung, der sicher auch, aber eben nicht
 nur den Konzerninteressen dient. Insofern gilt es, über 
die in linken Kreisen selbstverständliche Kritik an den 
Eigentumsverhältnissen und der Macht der Automobil- 
und Rohstoffkonzerne hinaus alternative Visionen und 
Konzepte für eine nachhaltige und umweltverträgliche 
Gesellschaft zu entwickeln. Eckpunkte einer solchen Vi-
sion können sein:

• Ersatz des motorisierten Individualverkehrs durch 
Ausbau eines unentgeltlichen öffentlichen Verkehrs 
und – wo sinnvoll – Car-Sharing-Modelle. Statt private 
Fortbewegungsmittel zu fördern. Gesetze verlangen, 
welche die obligatorische Anbindung aller Regionen 
an öffentliche Verkehrsnetze garantieren.

• Forderungen nach autofreien Städten, Ausbau der 
Fahrradwege, Verkürzung der Arbeitswege durch ver-
dichtetes Bauen.

• Schrittweise einzuführendes Verbot von privat ge-
nutzten Personenwagen, mit Ausnahme für Menschen 
mit eingeschränkter Bewegungsfreiheit.

• Aufbau regionaler Wirtschaftsstrukturen und de-
zentraler Produktion, um die Transportwege mög-
lichst vieler Güter gering zu halten. Verbot 
umweltschädlicher Technologien.

• Vollständige Übernahme der Transportkosten für Ar-
beitswege durch die Unternehmen! Arbeitswege soll-
ten als Arbeitszeit verbucht und entlöhnt werden. 
Allgemeine Reduktion der Arbeitszeit.

• Schutz und Verteidigung der Rechte aller Lohnabängi-
gen – auch derjenigen der Automobilindustrie und 
verwandter Wirtschaftszweige. Anstatt entsprechende 
Produktionsstätten zu schliessen, gemeinsam mit den 
Lohnabhängigen Pläne für eine sinnvolle Umnutzung 
(„industrielle Konversion“) ebendieser Betriebe ausar-
beiten. 

• Auferlegung aller Folgekosten der Umweltverschmut-
zung (Gesundheit, Infrastruktur, Katastrophenschutz) 
auf diejenigen Unternehmen, die für den Einsatz der 
entsprechenden Technologien verantwortlich sind.

Nur wenn es der Umweltbewegung gelingt, verständli-
che und glaubwürdige Übergangsforderungen hin zu ei-
ner umweltverträglichen Lebens-, Produktions- und 
Konsumptionsweise zu formulieren, kann sie sich län-

gerfristig in der Gesellschaft verankern und im Kampf 
gegen die kapitalistischen Verhältnisse eine wichtige 
Rolle spielen.
_______________

1 Vgl. Vgl. Der aktuelle Mobilitätswahn und der revolutionäre Griff 
zur Notbremse. http://www.lunapark21.net/bilder/lp21au‐
to01.pdf.

2 Vgl. Der Pkw‐Absatzmarkt China 2009 bis 2016: https://web‐
forms.ey.com/Publication/vwLUAssets/ey‐auto‐absatzmarkt‐
china‐2017/$FILE/ey‐auto‐absatzmarkt‐china‐2017.pdf

3 Das Umweltbundesamt Deutschland spricht von einer Sen‐
kung der kilometerbezogenen CO2‐Emissionen um 13 Prozent 
bei Personenwagen und 31 Prozent bei Lastwagen seit 1995, 
wobei sich diese Entwicklung angesichts des Trends zu wieder 
grösseren und schweren Fahrzeugen wieder umdrehen könnte. 
https://www.eea.europa.eu/highlights/most‐carmakers‐must‐
further‐improve/key‐message/anteil‐der‐emissionen‐aus‐dem‐
strassenverkehr

4 Vgl. “Mobilität und Verkehr. Taschenstatistik.” Bundesamtes 
für Statistik, 2016. https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/ak‐
tuell/neue‐veroeffentlichungen.gnpdetail.2016‐0624.html

5 Vgl. „Fast 6 Millionen Fahrzeuge in der Schweiz gemeldet“. 
https://www.srf.ch/news/wirtschaft/fast‐6‐millionen‐fahrzeuge‐
in‐der‐schweiz‐gemeldet

6 Vgl. Bedeutung der Wasserkraft für die weltweite Stromerzeu‐
gung. http://www.et‐energie‐online.de/AktuellesHeft/Topthema/
tabid/70/NewsId/1518/Bedeutung‐der‐Wasserkraft‐fur‐die‐
weltweite‐Stromerzeugung.aspx

7 Vgl. The Life Cycle Energy Consumption and Greenhouse Gas 
Emissions from Lithium‐Ion Batterieshttp: //www.ivl.se/down‐
load/18.5922281715bdaebede95a9/1496136143435/

8 Vgl. Wie ökologisch sind Elektroautos wirklich?: https://movi‐
mento.ch/de/artikel/2016/wie‐oekologisch‐sind‐elektroautos‐
wirklich.htmlC243.pdf

9 Vgl. Weiterentwicklung und vertiefte Analyse der Umweltbilanz 
von Elektrofahrzeugen: https://www.ifeu.de/wp‐content/
uploads/8181_texte_27_2016_umweltbilanz_von_elektrofahr‐
zeugen.pdf

10 Vgl. Es gibt zu wenig Rohstoffe: Traum vom Elektroauto 
könnte platzen. https://deutsche‐wirtschafts‐nachrichten.de/
2017/10/21/mangel‐rohstoffen‐koennte‐traum‐vom‐elektroau‐
to‐platzen‐lassen

11 Vgl. Der gefährlichste Ort der Welt. https://www.amnesty.de/‐
journal/2013/februar/der‐gefaehrlichste‐ort‐der‐welt

12 Der aktuelle Mobilitätswahn und der revolutionäre Griff zur 
Notbremse. http://www.lunapark21.net/bilder/lp21auto01.pdf

„Es geht nicht nur darum, sich gegen die Produktion von Elektroautos zu 
wenden. Ganz grundsätzlich ist eine der wichtigsten Aufgaben der Umwelt-
bewegung, sich darüber klar zu werden, dass sich die grossen sozialen, öko-
logischen und politischen Probleme unserer Zeit eben nicht durch technische 
Neuerungen und ,kapitalistische Innovation' lösen lassen.“
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Das Anliegen 

Seit Jahrzehnten wird die Klimapolitik von der Politikelite ver-
nachlässigt. Die Politik des jetzigen US-Präsidenten ist nur ein 
Extrembeispiel für die Unfähigkeit und den mangelnden Willen 
der Herrschenden, wirksame Massnahmen gegen den Klima-
wandel und andere Formen der Umweltzerstörung zu ergrei-
fen.
Ein weiteres, sehr aktuelles Beispiel betrifft den belgischen 
Atomreaktor Tihange 1 an der deutsch-belgischen Grenze. Bis-
her unveröffentlichte Dokumente belegen, dass das Risiko für 
eine atomare Katastrophe, welches von diesem Reaktor aus-
geht, weitaus grösser ist als bisher angenommen1.
Wegen der Untätigkeit der Politikelite wollten die Aktivist*in-
nen mit den Climate Games zeigen, dass eine klimagerechte 
Welt von unten erkämpft werden muss. Aktivist*innen der BFS 
haben sich aktiv bei den Climate Games engagiert. Die Motivati-
on für dieses Engagement liegt in der Überzeugung, dass sich 
insbesondere antikapitalistische Kräfte angesichts der katastro-
phalen Lage verstärkt im Kampf für eine klimagerechte Welt 
einsetzen sollten. Eine klimagerechte Welt kann nicht innerhalb 
des kapitalistischen Systems erkämpft werden. Der Kampf für 

Klimagerechtigkeit muss zwingend 
mit antikapitalistischen Perspekti-
ven verbunden werden (Ökosozia-
lismus). Beides bedingt sich 
gegenseitig. Diese Erkenntnis ist 
nicht neu, aber dennoch so wichtig, 
dass sie nicht oft genug betont wer-
den kann.

Das Klimacamp
Die Climate Games wurden von ei-
nem Klimacamp begleitet. Auf die-
sem Camp wurde für nachhaltige, 
vegane Verpflegung gesorgt. Um 
ein Bewusstsein für die Relevanz 
von ökologischen Bewegungen zu 
schaffen, respektive zu verfestigen, 
wurden diverse Workshops durch-
geführt. Dabei wurden verschiede-
ne Themen behandelt wie 
Landgrabbing (Landaneignung 
durch Konzerne), Greenwashing, 
Formen des zivilen Ungehorsams, 

grundlegende Fakten zum Thema Klimawandel, Ökosozialis-
mus, aber auch Umweltzerstörung und moderne Sklaverei un-
ter dem Deckmantel von Nachhaltigkeit („grüner 
Kapitalismus“).

Die Aktionen
Aufgrund der andauernden Untätigkeit der Herrschenden, aber 
auch grosser Teile der Bevölkerung, kamen die Aktivist*innen 
der Climate Games zum Schluss, dass nur politische Aktionen, 
Massenproteste und soziale Bewegungen etwas gegen die Um-
weltzerstörung ausrichten können. Genau dies war das Ziel der 
Climate Games.
Während der Aktionstage der Climate Games wurden unter-
schiedliche Aktionen durchgeführt. Jeder konnte sich eigene 
Aktionen ausdenken oder an Mitmachaktionen teilnehmen. Da-
bei musste der Aktionskonsens berücksichtigt werden. Dieser 
hatte drei Grundsätze: Keine physische Gewalt gegen Lebewe-
sen, Respekt für die Grenzen der Teammitglieder, und jeder ist 
für sein Handeln selber verantwortlich. 
Die Aktionen waren sehr vielfältig und kreativ. Ein paar wenige 
werden hier kurz vorgestellt.

Am 29. und 30. September 2017 fanden in Basel die Climate Games statt. Zuvor fanden 
die Climate Games bereits in Paris, Amsterdam und Kopenhagen statt. Bei den Climate 
Games ging es einerseits darum, durch Informationsveranstaltungen und Aktionen auf 
den Klimawandel aufmerksam zu machen. Andererseits wurden Alternativen zu den be‐
stehenden Verhältnissen diskutiert. BFS Basel

 Ökologie 

Climate Games
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Aktion bei der BaZ­Redaktion
Um das Schweigen der bürgerlichen und linksliberalen Medien 
zu kritisieren, stürmten einige  Aktivist*innen die BaZ-Redaktion.  
Die Basler Zeitung gehört zu Blochers Medien-Imperium und bie-
tet Personen, die offen oder implizit den Klimawandel leugnen 
immer wieder eine öffentliche Plattform2. Ein Beispiel dafür ist 
Markus Häring, der mehrfach in der BaZ publizierte und auch 
Vorträge mit dem Titel „Sündenbock CO2“ hält3.
Die Aktivist*innen der Climate Games verschafften sich Zugang 
zur Redaktion der BaZ und skandierten dort ‚Autos brennen und 
ihr schreibt – Klimakollaps und ihr schweigt‘. Mit dieser Parole 
sollte verdeutlicht werden, dass über linke Protestbewegungen 
nur berichtet wird, wenn der Protest – wie am G20-Gipfel in Ham-
burg – von Riots begleitet wird.. Linker Protest, der hingegen 
„friedlich und konstruktiv“ bleibt, wird  häufig einfach ignoriert. 
So wurde auch über die Climate Games in den Basler Medien 
kaum berichtet. Die Aktion war sehr kreativ: Aktivist*innen war-
fen mit „Flaschen“ (Cola-Flaschen-Gummibärchen) und zündeten 
„Autos“ an, welche sie aus Streichholzschachteln bastelten. Auf 
der Homepage der Climate Games findet sich ein Video dieser Ak-
tion4.

Einkaufswagen­Rally
Während der Aktionstage fand eine Einkaufswagen-Rally durch 
die Basler Innenstadt statt. Die Einkaufswagen wurden bunt an-
gemalt und mit Transparenten zum Thema Klimawandel und 
Umweltzerstörung dekoriert. In einem Einkaufswagen befand 
sich ein Kaiser-Pinguin. Dieser diente als Symbol für die Folgen 
des Klimawandels, weil die Existenz der Kaiser-Pinguine durch 
den Klimawandel gefährdet ist. Nach der Rally zogen die Akti-
vist*Innen ins Rathaus und skandierten einige Parolen.
Grundgedanke dieser Aktion war eine ökosozialistische Haltung: 
Uns wird erzählt, nachhaltiger Konsum sei möglich und biete ei-
ne Möglichkeit, die Klimakatastrophe aufzuhalten. Diese Idee der 
„Green Economy“ ist eine grosse Lüge, welche schon vielfach ent-
larvt worden ist, beispielsweise von Kathrin Hartmann.5. Sie war 
übrigens auch Referentin beim Klimacamp. Zur Illusion eines 
„nachhaltigen Kapitalismus“ siehe auch den Artikel „Scheinlö-
sung Elektroautos in dieser Ausgabe.

Aktion beim Kunstmuseum
Einige Aktivist*innen wollten gegen die umweltzerstörerischen 
Geschäftsmodelle der Credit Suisse aufmerksam machen. Die CS 
finanziert beispielsweise den Bau der North-Dakota-Pipeline. Die-
se Pipeline dient der Ölförderung und wird nahe eines Reservats 
von Indigenen gebaut. Diverse Pipelines haben bereits Gewässer 
verschmutzt. Dies bedeutet eine Bedrohung für die Lebensgrund-
lage der dort lebenden indigenen Bevölkerung. Dieses Beispiel ist 
übrigens nur eines von vielen, das belegt, dass Finanzinstitute 
sich an der Umweltzerstörung bereichern, und zwar in ungeheu-
rem Ausmass. Trotzdem versucht die Schweizer Grossbank, die 
Öffentlichkeit von ihrem umweltfreundlichen Image zu überzeu-
gen. Aufgrund solcher Praktiken führten Aktivist*innen eine Ak-
tion im Kunstmuseum durch. Dieser Ort wurde ausgewählt, weil 
das Kunstmuseum von der CS finanziert wird. Bei dieser Aktion 
wurde im Innenhof des Kunstmuseums eine Ölpipeline gebaut 
und „Öl gefördert“, welches  einige Aktivist*innen den Museums-
besucher*innen als Trinkwasser anboten. Eingeweihte Personen 
tranken das Wasser und starben kurz darauf an den Folgen des 
verunreinigten Wassers. Die Aktivist*innen machten sich aus 
dem Staub, bevor die Polizei anrückte.

Abschluss der Climate Games
Am Samstagabend fand eine Abschlussdemo durch Basel statt. 
Das Motto der Abschlussdemo war „System Change not Climate 
Change“. Dieses Motto demonstriert wiederum die Verbindung 
von antikapitalistischen und ökologischen Kämpfen. Die Demo 
sollte abschliessend nochmals signalisieren, dass dem ökologi-
schen Problemen dieser Welt nur kämpferisch begegnet werden 
kann. Nach der Demonstration wurden einige Aktionen mit 
Awards ausgezeichnet. Nach der Award-Verleihung fand ein Kon-
zert statt.

Fazit
Die Bilanz der Climate Games fällt gemischt aus. Einerseits war 
der Andrang bei den Workshops sehr bescheiden. Andererseits 
wurde die Bevölkerung während den Aktionstagen wenigstens 
für kurze Zeit mit den ökologischen Problemen dieses Planeten 
konfrontiert. Zu hoffen ist, dass die Climate Games den Beginn ei-
ner breiten, offenen und antikapitalistischen Klimabewegung in 
der Schweiz markieren. Dies tut Not, denn die Folgen des Klima-
wandels stellen eine  grosse Herausforderung dar, die nur durch 
eine breite und internationale Bewegung von unten bewältigt 
werden kann. Diese Bewegung muss antikapitalistisch sein, weil 
die aus dem Klimawandel resultierenden Probleme innerhalb 
des Kapitalismus nicht gelöst werden können.
_______________

1 Vgl. www1.wdr.de/daserste/monitor/videos/video‐atomare‐zeitbombe‐
der‐belgische‐pannenreaktor‐tihange‐‐100.html.

2 Vgl. https://bazonline.ch/wissen/natur/lagerfeuergeschichten/story/
23701169.

3 Vgl. http://www.c‐c‐netzwerk.ch/index.php.

4 Vgl. https://www.climategames.ch.

5 Vgl. http://www.nachdenkseiten.de/?p=28143.
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Die fremden­ und arbeiter*in­
nenfeindliche SVP

Die SVP-ExponentInnen Magdalena 
Martullo-Blocher, Thomas Aeschi, 
Jean-François Rime und Jean-Daniel 
Faucherre – allesamt Unternehme-
rInnen oder Wirtschaftsberater mit 
beträchtlichen Vermögen – meinten 
an einer Pressekonferenz am 30. Ja-
nuar 2018, dass die Gewerkschaften 
die Gewinnerinnen des Personen-
freizügigkeitsabkommen und den 
damit verbundenen flankierenden 
Massnahmen seien. Die hiesigen 
Löhne würden dadurch zu stark ge-
schützt und der liberale Arbeits-
markt sei aufgrund der kartellhaften 
Politik der Gewerkschaften in Ge-
fahr. Insbesondere die Gesamtar-
beitsverträge (GAV) würden der 
wirtschaftlichen Entwicklung der 
Schweiz im Wege stehen.
Da die 2014 angenommene «Massen-
einwanderungsinitiative» nicht nach den Wünschen der 
SVP umgesetzt wurde, lancierte sie im Januar 2018 die «Be-
grenzungsinitiative», welche eine noch rigidere Steuerung 
der Zuwanderung verlangt, als sie eh schon existiert. Falls 
sich bei Annahme der Initiative die Schweiz und die EU 
nicht auf die Umsetzung der Gesetzesvorlage einigen kön-
nen, müsste das Personenfreizügigkeitsabkommen in der 
Folge gekündigt werden. Damit könnte die SVP zwei Fliegen 
mit einer Klappe schlagen. Erstens könnte sie sich einmal 
mehr als heimatliche Anti-EU-Partei in Szene setzen. 
Zweitens würden die ihr lästigen flankierenden Massnah-

men hinfällig werden.
Interessanterweise findet sich die SVP mit ihrem Vorhaben, 
die flankierenden Massnahmen abzuschaffen, auf einer Li-
nie mit der EU und der Schweizer Verhandlungsdelegation, 
welche in den kommenden Monaten zusammen über die 
Erneuerung der bilateralen Verträge verhandeln.
In den vergangenen Jahren rechtfertigte die SVP ihre frem-
denfeindlichen Initiativen jeweils auch mit dem angebli-
chen Schutz der Schweizer Lohnabhängigen vor der 
ausländischen Konkurrenz und versuchte damit (meist er-
folgreich) die Lohnabhängigen zu spalten. Dieses Mal legt 

Die SVP greift die Personenfreizügigkeit an – welche Antwort von links? | sozialismus.ch

Am Dienstag, 30. Januar 2018 lancierte das Politbüro der Kapitalfraktion der Schweizerischen 
Volkspartei (SVP) erneut ihren Kampf gegen das Personenfreizügigkeitsabkommen zwischen der 
Schweiz und der EU. Der Vorstoss löst nicht nur bei anderen bürgerlichen Parteien, sondern auch in 
der Linken beträchtliche Verwirrung aus und provoziert die Gewerkschaften zur Verteidigung eines 
Abkommens, das für alle Lohnabhängigen unabhängig von ihrer Herkunft massive Verschlechterun‐
gen mit sich brachte.
BFS Zürich

Die SVP greift die 
Personenfreizügigkeit an – 
welche Antwort von links?

 Schweiz 

„Entgegen der Behauptung sowohl der Gewerkschaften als 
auch der SVP vermögen die flankierenden Massnahmen die 
hiesigen Arbeitsbedingungen und Löhne nicht zu schützen.“
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die SVP die Karten gleich zu Beginn der Kampagne offen 
auf den Tisch. Sie greift die Arbeiter*innen argumentativ 
direkt an und macht deutlich, welche Interessen sie wirk-
lich vertritt: nämlich diejenigen eines Teils der Schweizer 
Bourgeoisie.
Der neuerliche Vorstoss der SVP ist somit fremden- und ar-
beiter*innenfeindlich zugleich. Die Frage bleibt, ob die 
Linke nun als Reaktion darauf die Personenfreizügigkeit 
und die damit verbundenen flankierenden Massnahmen 
bedingungslos zu verteidigen hat? Wir haben einen ande-
ren Vorschlag.

Wirkungslose flankierende Massnahmen
Das Abkommen über den „Freien Personenverkehr“ ist 
ein Grundpfeiler der Europäischen Union. In den bilatera-
len Verträgen zwischen der Schweiz und den Mitglieds-
staaten der EU wurde die Personenfreizügigkeit ebenfalls 
ratifiziert und ist seit 2002 in Kraft. Das Abkommen 
gewährt den Staatsangehörigen der EU und der Schweiz 
das Recht, innerhalb der EU ihren Arbeitsplatz bzw. Auf-
enthaltsort frei zu wählen.
Das tönt zwar schön, ist in der Realität aber mit gravieren-
den Problemen verbunden. Denn entgegen der Be-
hauptung sowohl der Gewerkschaften als auch der SVP 
vermögen die flankierenden Massnahmen die hiesigen 
Arbeitsbedingungen und Löhne nicht zu schützen. Des-
halb führte die Einführung der Personenfreizügigkeit zu 
einer massiven Zunahme von Lohn- und Sozialdumping. 
Für die Schweizer Unternehmer*innen gleicht das Ab-
kommen seither einem Freipass, die europäischen und 
schweizerischen Lohnabhängigen in Konkurrenz zuein-
ander zu setzen und die Arbeitskosten auf dem Buckel der 
Lohnabhängigen zu senken.

Fünf Forderungen für einen wirklichen Arbei­
ter*innenschutz
Als die Personenfreizügigkeit 2005 auf die neuen EU-Mit-
gliedstaaten ausgedehnt werden sollte, ergriff die Bewe-
gung für den Sozialismus (BFS/MPS) das Referendum 
dagegen, weil wir die flankierenden Massnahmen als völ-
lig ungenügend und unwirksam betrachtet haben. Die 
Gewerkschaften und die SP unterstützten hingegen das 
Personenfreizügigkeitsabkommen.
Wir waren deshalb ziemlich isoliert, als wir das linke Refe-
rendum lancierten. Ins Zentrum unserer Argumentation 
stellten wir fünf elementare Forderungen: Erstens: 800 Ar-
beitsinspektor*innen, die unangemeldet die Betriebe 
kontrollieren und Zugang zu allen Unterlagen haben soll-
ten (Inspektor*innen mit klaren Rechten und Schutzme-
chanismen, also mit deutlich mehr Befugnissen als sie jetzt 
haben). Zweitens: Obligatorische Meldung der Löhne und 
Qualifikation der eingestellten Arbeiter*innen an die zu-
ständigen Stellen. Drittens: Zwingende Normalarbeitsver-
träge mit Mindestlöhnen und verbindlichen Arbeitszeiten 
für Sektoren ohne Gesamtarbeitsvertrag. Viertens: Eine 

GAV-Allgemeinverbindlichkeitserklärung (GAV-Bestim-
mungen erhalten Gesetzeskraft) muss auch dann möglich 
sein, wenn sie nur von Seite der gewerkschaftlich organi-
sierten Lohnabhängigen beantragt wird. Und fünftens: 
Wirksamer Kündigungsschutz für Personalvertretungen 
und Gewerkschaftsaktivist*innen sowie generell für alle 
Lohnabhängigen. Heute sind diese Forderungen keines-
wegs überholt, sie sind sogar noch dringender geworden.

Keine Personenfreizügigkeit ohne Gewerk­
schaftsrechte
Selbstverständlich setzen wir uns für die Bewegungsfrei-
heit aller Menschen ein und das nicht nur in Europa. Aller-
dings muss diese Freiheit von tatsächlich greifenden 
Massnahmen zum Schutz der Arbeitsbedingungen und 
Löhne begleitet werden. Dies ist mit den aktuellen flankie-
renden Massnahmen nicht der Fall.
Die Schweizerische Volkspartei (SVP) ergriff 2005 ebenfalls 
das Referendum, allerdings aus fremdenfeindlichen Grün-
den. Dies trug uns Aktivist*innen der BFS den Vorwurf der 
Gewerkschaften und der Sozialdemokratie ein, mit der 
SVP einen Pakt zu schliessen und selbst fremdenfeindlich 
zu sein. Die Entwicklung auf den Schweizer Arbeitsplätzen 
– die krasse Zunahme von Lohndumping, regelmässige 
Fälle von sklavenähnlichen Arbeitsverhältnissen, un-
kontrollierbares Subunternehmertum etc. – straft diesen 
Vorwurf Lügen und beweist, dass unsere Befürchtungen 
gerechtfertigt waren. Mittlerweile haben ein Teil der 
Gewerkschaften und sogar einige SP-Exponent*innen ein-
gesehen, dass sich das Lohndumping seit der Einführung 
der Personenfreizügigkeit von einer Randerscheinung zu 
einem veritablen Problem entwickelt hat, welches nicht 
zuletzt dafür verantwortlich ist, dass viele Lohnabhängige 
in der Schweiz berechtigte Ängste um ihren Lohn und ih-
ren Arbeitsplatz hegen und folglich empfänglicher wur-
den für die rassistischen Scheinlösungen der SVP 
(Masseneinwanderungsinitiative u.a.) und deren Hetze ge-
gen die Migrant*innen.

sozialismus.ch | Die SVP greift die Personenfreizügigkeit an – welche Antwort von links?



22  |  antikap Nr. 7  |  Frühling 2018

Die falsche Reaktion der Gewerkschaften
Auf den aktuellen Vorstoss der SVP reagierte der Schweize-
rische Gewerkschaftsbund (SGB) hingegen mit dem glei-
chen Reflex wie schon 2005. Der SGB verteidigt die positiven 
Auswirkungen der Personenfreizügigkeit für die Unterneh-
mer*innen und den Schweizer Arbeitsmarkt («Mit den Bila-
teralen Verträgen haben Exportfirmen einen besseren 
Zugang zum wichtigen Absatzmarkt EU.») und huldigt – 
fernab jeglicher Realität – den flankierenden Massnahmen 
als das wirksamste Schutzschild für die Arbeiter*innen ge-
gen Ausbeutung und Lohndumping.
Die Gewerkschaften haben insofern Recht, als dass das Per-
sonenfreizügigkeitsabkommen für einen Grossteil der 
Schweizer Unternehmer*innen quasi eine Überlebensnot-
wendigkeit im internationalen Konkurrenzkampf darstellt. 
Aufgrund der Schwierigkeit, ihre Profite mittels angemesse-
ner Steigerung der Arbeitsproduktivität zu erhöhen, bleibt 
den Schweizer Unternehmer*innen – abgesehen von all den 
Möglichkeiten, die Kapitalkosten zu verringern (Steuer-
hinterziehung und dergleichen) – oftmals nur noch der 
Weg, die absolute Zahl an geleisteten Arbeitsstunden zu er-
höhen. Neben einer allgemeinen Erhöhung der Arbeitszeit 
(wie insbesondere nach dem «Frankenschock» 2015 gesche-
hen), der Integration von mehr Frauen in den Arbeitsmarkt 
und der Anhebung des Rentenalters für Männer und Frau-
en ist die Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften 
eine Notwendigkeit, um wirtschaftliches Wachstum – sprich 
die Steigerung ihrer Profite – zu gewährleisten.
Die Reaktion der Gewerkschaften ist auch aus einem ande-
ren Grund nicht erstaunlich. So wurde die Unterstützung 
der Gewerkschaften zum Personenfreizügigkeitsabkom-
men von den Unternehmer*innen erkauft, indem sie ihren 
Zuspruch zur Ausweitung der Gesamtarbeitsverträge ga-
rantierten. Die Gesamtarbeitsverträge tragen einen be-
trächtlichen Teil zur Finanzierung der Gewerkschaften bei. 
Indem die Gewerkschaften einen Teil der paritätisch von 
Arbeiter*innen und – in geringerem Ausmass – von Unter-
nehmer*innen einbezahlten Berufsbeiträgen verwalten, 

finanzieren sie sich selbst. Aufgrund dieser finanziellen Ab-
hängigkeit sind die Gewerkschaften auf Gedeih und Verderb 
auf die GAV angewiesen. Und dadurch erklärt sich auch der 
Gehorsam der Gewerkschaften gegenüber den Unterneh-
merverbänden in der Frage der Personenfreizügigkeit.

Für einen gewerkschaftlichen Neustart
Nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch andere Teile 
der Linken reagieren auf den Vorstoss der SVP mit einer 
pauschalen Verteidigung des Status quo. Die WOZ meint in 
ihrer Ausgabe vom 1. Februar 2018, dass «die flankierenden 
Massnahmen mit ihren Lohnkontrollen […] so weit wie 
möglich [verhindern], dass in der Schweiz Niedriglohnjobs 
wie beispielsweise in Deutschland entstehen.» Mit Verlaub, 
wahrscheinlich würde man sogar den WOZ-Journalisten 
statistisch gesehen dem hiesigen Niedriglohnsektor zuord-
nen. Aber auf jeden Fall ist es eigenartig zu behaupten, in 
der Schweiz würde die Entstehung eines Niedriglohnsektors 
verhindert. Abgesehen davon, dass jede und jeder weiss, 
dass Menschen in der Schweiz zu Niedriglöhnen arbeiten, 
ist der Unterschied hierzulande, dass einige Niedriglohn-
branchen mit dem Segen der Gewerkschaften und dem Sie-
gel des Gesamtarbeitsvertrages offiziell beglaubigt wurden. 
Und in der Logik der Gewerkschaften kann eine Branche, in 
der es einen GAV gibt, keine Niedriglohnbranche sein.
Um die Realität wieder vom Kopf auf die Füsse zu stellen, 
hier zwei Beispiele: im GAV der Maschinen-, Elektro- und 
Metall-Industrie (MEM) sind Mindestlöhne zwischen 3300 
und 4150 Franken festgelegt; im L-GAV des Gastgewerbes 
gelten Mindestlöhne ab 3400 Franken. Diese Mindestlöhne 
sind offiziell Niedriglöhne, was die Gewerkschaften ja mit 
ihrer Mindestlohninitiative 2014, mit der sie einen gesetzli-
chen Mindestlohn von 4000 Franken forderten, indirekt 
auch zugaben.
Die neu entflammte Diskussion um die Personenfreizügig-
keit wäre die Gelegenheit für die Gewerkschaften und die 
Linke, um den Unternehmer*innen grössere Zugeständnis-
se in Bezug auf die hiesigen Arbeitsbedingungen und Arbei-
ter*innenrechte abzuringen und damit wieder einmal in die 
Offensive gehen zu können. Der massive Ausbau der flan-
kierenden Massnahmen, sprich der Ausbau der sozialen 
und gewerkschaftlichen Rechte für alle Lohnabhängigen 
unabhängig von ihrer Herkunft, ist angesichts der zuneh-
menden Verarmungstendenzen, den alltäglichen Fällen von 
Lohndumping, den fremdenfeindlichen Kampagnen der 
SVP und der beängstigenden Rechtsentwicklung in der 
Schweiz und den anderen europäischen Ländern dringen-
der denn je. Und der Kampf für den Ausbau dieser Rechte 
könnte nicht zuletzt auch zu einem Startpunkt zur Wieder-
belebung der hiesigen Gewerkschaften werden.
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„Der massive Ausbau  sozialer und 
gewerkschaftlicher Rechte für alle Lohnab-
hängigen, unabhängig von ihrer Herkunft, 
ist angesichts der zunehmenden Verar-
mungstendenzen, den alltäglichen Fällen von 
Lohndumping und der beängstigenden 
Rechtsentwicklung in der Schweiz und den 
anderen europäischen Ländern dringender 
denn je.“



Während weltweit Hunderte von Millionen Menschen nicht in 
der Lage sind, ihre Grundbedürfnisse nach Nahrung, Unter-
kunft, Sicherheit und Gesundheit zu decken, nehmen auch in 
grossen Teilen Europas Armut und Arbeitslosigkeit dramatisch 
zu. Und selbst in der reichen Schweiz müssen Hunderttausende 
einer Lohnarbeit nachgehen, ohne dabei ihre Lebenskosten de-
cken zu können (working poor), leiden viele unter der zuneh-
menden Intensität der Arbeitswelt (Stresserkrankungen), 
werden Millionen Menschen rechtlich diskriminiert (Mi-
grant*innen, Sans-Papiers).
Die aktuelle Gesellschaft, in der sich die herrschende Klasse auf 
Kosten der Lohnabhängigen und unseren natürlichen Lebens-
grundlagen weltweit bereichert, ist weder naturgegeben noch 
unumstösslich. Sie ist das Produkt eines historischen Prozesses, 
dessen Weiterentwicklung wir gemeinsam beeinflussen kön-
nen. Wir, Aktivist*innen der Bewegung für den Sozialismus, 
sind davon überzeugt, dass die kapitalistische Gesellschaft täg-
lich zu Ungleichheit, Unterdrückung und Gewalt führt und des-
wegen überwunden werden muss. Armut, Umweltzerstörung, 
Sexismus, Rassismus und andere Diskriminierungsformen ver-
stehen wir als Folge eines Systems, das seinen Ursprung in der 
Trennung der Gesellschaft in eine besitzende Minderheit und 
eine (mehr oder wenige) besitzlose Mehrheit hat.
 
Widerstand zeichnet Konturen einer anderen Welt!
Deshalb beteiligen wir uns an den Mobilisierungen gegen den 
Kapitalismus (WEF, G8, OSZE usw.) und seine imperialistischen 
Kriege. Wir engagieren uns auch in antirassistischen, feminis-
tischen und ökolologischen Bewegungen sowie an den Schulen 
und Universitäten. Wir unterstützen die Bemühungen all jener, 
die aktiv für die Forderungen, Interessen und Rechte der lohn-
abhängigen Menschen und aller Unterdrückten eintreten. Wir 
sind an der Basis der Gewerkschaften aktiv, wo wir die direkte 
Aktion der Lohnabhängigen (Mobilisierungen, Streiks usw.) för-
dern und unterstützen. Wir wollen durch kollektive Kämpfe die 
Ideen und Grundsätze einer anderen Gesellschaft entwickeln 
und zur Diskussion stellen. Wir wünschen uns eine Gesellschaft 
ohne Ausbeutung, in der die wirtschaftliche Produktion, die 
Kultur und die Wissenschaft die Bedürfnisse aller Menschen be-
rücksichtigen und nicht dazu dienen, privaten Profit zu erzie-
len. Solange die Produktionsmittel (Fabriken, Büros, 

Institutionen) in den Händen des Kapitals verbleiben, wird stets 
das Streben nach Gewinnmaximierung Produktion und Ar-
beitsbedingungen bestimmen. Indem wir den Kapitalismus und 
seine Eigentumsverhältnisse als Ganzes kritisieren, stellen wir 
die innere Logik der aktuellen Verhältnisse ins Zentrum unserer
 Kritik, anstatt uns über „gierige Manager“ aufzuregen oder gar 
Minderheiten unserer Gesellschaft (Sozialhilfebezüger*innen, 
Arbeitslose, Flüchtlinge usw.) als Sündenböcke herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftlichen und klima-
tischen Entwicklungen machen deutlich, dass die kapitalistische 
Gesellschaftsordnung nicht in der Lage ist, eine ökologisch 
nachhaltige Produktion und Konsumation zu organiseren. 
Enormer Ressourcenabbau, umweltfeindliche Industrie, Indivi-
dualverkehr, industrielle Landwirtschaft und Viehzucht, ver-
bunden mit einer auf die Bedürfnisse des Kapitals zugerichteten
 Lebensweise verunmöglichen eine ökologische Neuausrichtung 
des Kapitalismus. Schuld daran sind auch hier nicht in erster Li-
nie die "unvernünftigen" Konsument*innen, sondern die Logik 
eines Systems, das auf Gedeih und Verderben auf Wachstum 
angewiesen ist.

Für eine echte Basisdemokratie
Wir wollen eine Gesellschaft, in der dank einer wirklichen De-
mokratie gemeinsam und unter Berücksichtung aller darüber 
entschieden wird, was, wie und für wen produziert wird; in der 
das Potential, das in der gesellschaftlichen Arbeit, in der 
Wissenschaft, der Technik und der Kunst steckt, der ganzen 
Menschheit zu Gute kommt. Wir streben eine Gesellschaft an, 
„in der die freie Entwicklung einer jeder und eines jeden die Be-
dingung für die freie Entwicklung aller ist“.
 
Sozialismus neu denken!
Ist Sozialismus nicht ein veraltetes und autoritäres Konzept, das 
in Form des „Realsozialismus“ längst gescheitert ist? Wir finden 
nicht! Sozialismus hat für uns nichts mit „Stalinismus“ oder an-
deren autoritären Denkformen zu tun. Die Idee des revolutio-
nären Sozialismus bedeutet für uns, sich in der Perspektive 
einer Kollektivierung der Produktionsmittel für eine basisde-
mokratische und emanzipatorische Gesellschaft einzusetzen. 
Sozialismus bedeutet weder die Einzelherrschaft einer Partei 
noch die Unterdrückung Andersdenkender. Er ist ein Mittel, mit 
dem wir die kapitalistische Klassengesellschaft in eine klassen-
lose und selbstverwaltete Gesellschaft revolutionieren möchten.

Sich heute als Sozialist*in zu bezeichnen, scheint 
alles andere als selbstverständlich. Die schlechte 
Bilanz der „realsozialistischen“ Staaten sowie die 
desaströse Politik sozialdemokratischer Parteien 
tragen zur allgemeinen Konfusion über die ur‐
sprünglichen Anliegen und Ideen des Sozialismus 
bei. Mit dem folgenden Text versuchen wir zu erklä‐
ren, warum wir es für notwendig erachten, eine Be‐
wegung für den Sozialismus aufzubauen. BFS

Wenn du Interesse hast, an einem Treffen oder einer 
Veranstaltung der BFS teilzunehmen oder mehr In‐
formationen möchtest, dann nimm Kontakt mit uns auf. 
Kontakt siehe Rückseite.
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Mitmachen!

 In eigener Sache 

Warum eine BFS aufbauen?



BFS Zürich BFS Jugend Zürich BFS Basel
info@bfs‐zh.ch jugend@bfs‐zh.ch basel@sozialismus.ch
Facebook Facebook & Instagram Facebook

www.sozialismus.ch | Fr: alencontre.ch / cerclelabreche.wordpress.com | It: www.mps­ti.ch

AGENDA
Frauen* gegen rechte Hetze

Wann: 10. März, 13:30 Uhr  Wo: Hechtplatz, Zürich

Die alljährliche Demo zum Frauenkampftag findet traditio-
nell in Zürich ohne offizielle Bewilligung und unter solida-
rischem Fernbleiben der Männer* statt. Gemeinsam 
wollen wir für ein gleichberechtigtes und selbstbestimmtes 
Leben in einer Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unter-
drückung kämpfen und auf die Strasse gehen!

Fem*Fest

Wann: 7.‐11. März  Wo: verschiedene Orte in Basel

Das vom Kollektiv 8. März initiierte Fem*Fest bietet ein ab-
wechslungsreiches Rahmenprogramm zum diesjährigen 
Frauenkampftag. Es beginnt am 7. März mit einer Podi-
umsdiskussion unter dem Titel «Metoo, hate speech und 
Antifeminismus – was jetzt?» im Unternehmen Mitte. Fer-
ner gibt’s verschiedene Workshops zu Themen wie «Awa-
reness», «Trans* 101», Konzerte, Filmvorführungen und 
vieles mehr.

Das ganze Programm und mögliche Erweiterungen 
findest du hier: www.facebook.com/Kollektiv8/

Offene Diskussionsveranstaltung: Feminis­
mus und Antikapitalismus – passt das zu­
sammen?

Wann: Mittwoch, 14. März 2018, 19:00
Wo: Infoladen Magazin, Inselstrasse 79, Basel

Wir sind feministisch und antikapitalistisch! Wieso? Geht 
das überhaupt alles zusammen? Und was heisst das eigent-
lich? 
Viele Menschen sind für die Gleichstellung der Frauen*, 
stellen aber die generell schlechten Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen nicht in Frage. Viele Menschen sind gegen die 
Unterdrückung von Frauen* durch Männer, fühlen sich 
aber nicht vom kapitalistischen System unterdrückt. 
Warum ist das so? Wie schafft es der Kapitalismus, feminis-
tische und emanzipatorische Forderungen immer wieder 
für sich zu vereinnahmen, bis sogar eine Merkel feminis-
tisch aussieht / erscheint?
Wir haben keine Lust mehr auf diese ganze pseudofe-
ministische Politik und laden euch daher zu einem offenen 
Diskussionsabend darüber ein: Warum Feminismus im-
mer auch antikapitalistisch sein muss!

8. Jugendweekend der BFS/MPS

Wann: 6.‐8. April  Wo: im Möslihaus in Stallikon, Zürich

Das Wochenende wird von jungen Aktivist*innen der
BFS /MPS organisiert und bietet verschiedene Diskussions-
veranstaltungen und Workshops an, unter anderem über 
Formen des Widerstandes bei schlechten Arbeitsbedingun-
gen, Beispiele der Gentrifizierung in Zürich und Ökosozia-
lismus. Es werden auch Aktivist*innen vom Streik beim 
Lieferservice Deliveroo in Frankreich berichten. Ausser-
dem gibt’s einen Women-Space, einen Rhetorik-Workshop, 
interaktives Theater und vieles mehr. 

Anmeldung und weitere Infos unter: 
jugend@bfs­zh.ch

Aktionswoche der Aktion_Bildung

Wann und wo: Aktionswoche vom 19.‐24. März an 
verschiedenen Orten, Demo am 24. März in Bern

In vielen Kantonen der Schweiz wird die Sparpolitik vor al-
lem im Bildungssektor vorangetrieben. Dagegen ist Ende 
März eine Woche mit Protestaktionen an verschiedenen 
Orten der Schweiz geplant. Als Abschluss wird es dann eine
 grosse Demo in Bern geben.

Infos unter https://barrikade.info/Treffen­Aktions­
woche­Aktion_Bildung­752?lang=de

March against Monsanto & Syngenta

Wann: 19. Mai  Wo: Basel

Am 19. Mai findet bereits zum vierten Mal der «March 
against Monsanto» in Basel statt. In einer bunten, grossen 
Demo gehen wir wieder gegen die beiden Agromultis und 
deren Umweltverschmutzung auf die Strasse. Das welt-
weite Insektensterben, die weitere Verwendung von Gly-
phosat, die drohende Fusion von Bayer und Monsanto sind 
alles Gründe, um sich den Samstag 19. Mai 2018 vorzumer-
ken und an die Demo nach Basel zu kommen. 

Weitere Infos zur Demo und anderen Aktionen fin­
dest du hier: www.marchagainstsyngenta.ch




